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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/1395 DER KOMMISSION
vom 18. August 2016

zur Wiedereinfiihrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiiltigen Vereinnahmung
des vorliufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in
der Volksrepublik China, die von Buckinghan Shoe Mfg Co. Ltd., Buildyet Shoes Mfg., DongGuan
Elegant Top Shoes Co. Ltd, Dongguan Stella Footwear Co Ltd, Dongguan Taiway Sports Goods
Limited, Foshan City Nanhai Qun Rui Footwear Co., Jianle Footwear Industrial, Sihui Kingo
Rubber Shoes Factory, Synfort Shoes Co. Ltd., Taicang Kotoni Shoes Co. Ltd., Wei Hao Shoe Co.
Ltd., Wei Hua Shoe Co. Ltd. und Win Profile Industries Ltd hergestellt werden, sowie zur
Durchfiihrung des Urteils des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-659/13
und C-34/14

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Européischen Union (AEUV), insbesondere auf Artikel 266,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europiischen Union gehorenden Lindern (') (im Folgenden
,Grundverordnung®), insbesondere auf Artikel 9 und Artikel 14,

in Erwigung nachstehender Griinde:

A. VERFAHREN

(1)  Am 23. Mirz 2006 erlief die Kommission die Verordnung (EG) Nr. 553/2006 (3, mit der vorldufige
Antidumpingmafinahmen gegeniiber den Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder (im Folgenden
,Schuhe®) mit Ursprung in der Volksrepublik China (im Folgenden ,VR China“) und Vietnam eingefithrt wurden
(im Folgenden ,vorldufige Verordnung®).

(2)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 (*) fithrte der Rat fiir zwei Jahre endgiiltige Antidumpingzélle zwischen
9,7 % und 16,5 % auf die Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in Vietnam und in
der VR China ein (im Folgenden ,Verordnung (EG) Nr. 14722006 des Rates* oder ,streitige Verordnung®).

(3)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 388/2008 (*) weitete der Rat die endgiiltigen Antidumpingmafnahmen gegeniiber
den Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der VR China auf die aus der
Sonderverwaltungsregion Macau (im Folgenden ,SVR Macau®) versandten Einfuhren aus, ob als Ursprungserzeug-
nisse der SVR Macau angemeldet oder nicht.

(4)  Nach der am 3. Oktober 2008 eingeleiteten Auslaufiberpriifung (°) verlingerte der Rat die Antidumping-
mafinahmen mit der Verordnung (EU) Nr. 1294/2009 () um 15 Monate, d. h. bis zum 31. Mirz 2011, dem
Zeitpunkt des Auslaufens der MafSnahmen (im Folgenden ,Verordnung (EU) Nr. 1294/20099).

(5)  Brosmann Footwear (HK) Ltd, Seasonable Footwear (Zhongshan) Ltd, Lung Pao Footwear (Guangzhou) Ltd und
Risen Footwear (HK) Co Ltd sowie Zhejiang Aokang Shoes Co. Ltd (im Folgenden ,Antragsteller”) fochten die
streitige Verordnung vor dem Gericht erster Instanz (nunmehr Gericht) an. Mit den Urteilen vom 4. Mérz 2010 in
der Rechtssache T-401/06 Brosmann Footwear (HK) und andere/Rat, Slg. 2010, 1I-671, und vom 4. Mérz 2010 in
den verbundenen Rechtssachen T-407/06 und T-408/06 Zhejiang Aokang Shoes und Wenzhou Taima Shoes/Rat,
Slg. 2010, 1I-747, wies das Gericht diese Anfechtungen zuriick.

(6)  Die Antragsteller legten Einspruch gegen diese Urteile ein. Mit seinen Urteilen vom 2. Februar 2012 in der
Rechtssache C-249/10 P Brosmann und andere und vom 15. November 2012 in der Rechtssache C-247/10 P
Zhejiang Aokang Shoes Co. Ltd (im Folgenden ,Urteile Brosmann und Aokang“) hob der Gerichtshof diese Urteile
auf. Es stellte fest, dass dem Gericht insofern ein Rechtsfehler unterlaufen sei, als es angenommen habe, dass die
Kommission nicht verpflichtet sei, die auf der Grundlage des Artikels 2 Absatz 7 Buchstaben b und c der
Grundverordnung gestellten Antrige auf Marktwirtschaftsbehandlung (im Folgenden ,MWB®) von nicht in die
Stichprobe einbezogenen Hindlern zu priffen (Rn. 36 des Urteils in der Rechtssache C-249/10 P und Rn. 29
und 32 des Urteils in der Rechtssache C-247/10 P).

(7)  Der Gerichtshof urteilte dann selbst in der Sache. Dabei kam er zu folgendem Schluss: ,[...] dass die Kommission
die begriindeten Antrige hdtte priifen miissen, die ihr von den Rechtsmittelfiihrerinnen zwecks Zuerkennung der MWB im
Rahmen des von der streitigen Verordnung erfassten Antidumpingverfahrens auf der Grundlage von Art. 2 Abs. 7 Buchst. b
und ¢ der Grundverordnung vorgelegt wurden. Sodann ist nicht auszuschliefen, dass eine solche Priifung dazu gefiihrt hdtte,
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dass fiir sie ein anderer endgiiltiger Antidumpingzoll festgesetzt worden widre als der nach Art. 1 Abs. 3 der streitigen
Verordnung fiir sie geltende Satz von 16,5 %. Aus dieser Bestimmung geht ndmlich hervor, dass fiir den einzigen in die
Stichprobe einbezogenen chinesischen Marktteilnehmer, der die MWB erhalten hat, ein endgiiltiger Antidumpingzoll von
9,7 % festgesetzt wurde. Wie aber Randnr. 38 des vorliegenden Urteils zu entnehmen ist, hdtten die Rechtsmittelfiihrer, wenn
die Kommission festgestellt hdtte, dass auch fiir sie marktwirtschaftliche Bedingungen herrschten, und wenn die Berechnung
einer individuellen Dumpingspanne nicht moglich gewesen wire, ebenfalls in den Genuss des letztgenannten Satzes
kommen miissen” (Rn. 42 des Urteils in der Rechtssache C-249/10 P und Rn. 36 des Urteils in der Rechtssache
C-247/10 P).

(8)  Infolgedessen erklirte er die streitige Verordnung fiir nichtig, soweit sie die betroffenen Antragsteller betrifft.

(9) Im Oktober 2013 gab die Kommission durch eine im Amtsblatt der Europdischen Union veroffentlichte
Bekanntmachung (') bekannt, dass sie beschlossen hat, das Antidumpingverfahren genau an der Stelle wieder
aufzunehmen, an der es zu der Rechtswidrigkeit gekommen ist, und zu priifen, ob fur die Antragsteller im
Zeitraum vom 1. April 2004 bis zum 31. Médrz 2005 marktwirtschaftliche Bedingungen herrschten; sie forderte
interessierte Parteien auf, sich zu melden.

(10) Im Mirz 2014 lehnte der Rat mit dem Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU des Rates (*) einen Vorschlag der
Kommission zur Verabschiedung einer Durchfithrungsverordnung des Rates zur Wiedereinfilhrung eines
endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiiltigen Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren
bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China, die von Brosmann Footwear
(HK) Ltd, Seasonable Footwear (Zhongshan) Ltd, Lung Pao Footwear (Guangzhou) Ltd, Risen Footwear (HK) Co
Ltd und Zhejiang Aokang Shoes Co. Ltd hergestellt werden, ab und stellte die Verfahren in Bezug auf diese
Hersteller ein. Der Rat war der Auffassung, dass Einfiihrer, die Schuhe von jenen ausfihrenden Herstellern gekauft
hatten und denen die entsprechenden Zoélle von den zustindigen nationalen Behorden auf der Grundlage des
Artikels 236 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der
Gemeinschaften (°) (im Folgenden ,Zollkodex der Gemeinschaften®) erstattet worden waren, auf der Grundlage
des Artikels 1 Absatz 4 der streitigen Verordnung, mit dem die Bestimmungen des Zollkodex der
Gemeinschaften, und insbesondere sein Artikel 221, fiir die Vereinnahmung der Zoélle fur anwendbar erkldrt
wurde, einen Vertrauensschutz erworben hitten.

(11) Drei Einfithrer der betroffenen Ware — C&J Clark International Ltd. (im Folgenden ,Clark®), Puma SE (im
Folgenden ,Puma“) und Timberland Europe B.V. (im Folgenden ,Timberland“) (im Folgenden ,betroffene
Einfithrer”) — haben die Antidumpingmafinahmen gegentiber den Einfuhren bestimmter Schuhe aus China und
Vietnam unter Berufung auf die in den Erwagungsgriinden 5 bis 7 erwihnte Rechtsprechung vor ihren nationalen
Gerichten angefochten, welche die Angelegenheiten dem Gerichtshof zur Vorabentscheidung vorgelegt haben.

(12) In den verbundenen Rechtssachen C-659/13 C&] Clark International Limited und C-34/14 Puma SE hat der
Gerichtshof die Verordnungen (EG) Nr. 1472/2006 und (EU) Nr. 1294/2009 des Rates fiir ungiiltig erklart, weil
die Europdische Kommission entgegen den Anforderungen, die in Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b und Artikel 9
Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22. Dezember 1995 iiber den Schutz gegen gedumpte
Einfuhren aus nicht zur Europiischen Gemeinschaft gehérenden Landern (*°) festgelegt sind, die von den nicht in
die Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Herstellern in der VR China und in Vietnam eingereichten Antrage auf
MWB und auf individuelle Behandlung (im Folgenden ,IB“) nicht gepriift hatte (im Folgenden ,Urteile®).

(13) Betreffend die dritte Rechtssache — C-571/14 Timberland Europe B.V./Inspecteur van de Belastingdienst, kantoor
Rotterdam Rijnmond — beschloss der Gerichtshof am 11. April 2016, die Rechtssache auf Ersuchen des
vorlegenden nationalen Gerichts aus dem Register zu streichen.

(14)  Artikel 266 AEUV sicht vor, dass die Organe die erforderlichen Malnahmen ergreifen miissen, um den Gerichts-
urteilen nachzukommen. Im Falle der Nichtigerklirung eines von den Organen angenommenen Rechtsakts im
Rahmen eines Verwaltungsverfahrens — wie z. B. eines Antidumpingverfahrens — wird die Vereinbarkeit mit
dem Urteil des Gerichtshofs dadurch hergestellt, dass der fur nichtig erklirte Rechtsakt durch einen neuen
Rechtsakt ersetzt wird, in dem die vom Gerichtshof festgestellte Rechtswidrigkeit beseitigt ist (*!).

(15) Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs kann das Verfahren zur Ersetzung des fiir nichtig erklarten Rechtsakts
genau an dem Punkt wieder aufgenommen werden, an dem die Rechtswidrigkeit eingetreten ist (*?). Dies bedeutet
insbesondere, dass, wenn ein Rechtsakt, der ein Verwaltungsverfahren abschliefSt, fur nichtig erklirt wird, diese
Nichtigerklarung sich nicht notwendigerweise auf die vorbereitenden Rechtsakte, wie etwa die Einleitung eines
Antidumpingverfahrens, auswirkt. Wird eine Verordnung zur Einfilhrung endgiiltiger Antidumpingmaffnahmen
fur nichtig erkldrt, bedeutet dies, dass das Antidumpingverfahren nach der Nichtigerklirung noch nicht
abgeschlossen ist, weil der das Antidumpingverfahren abschlieBende Rechtsakt nicht mehr Teil der Rechtsordnung
der Union ist (%), es sei denn, die Rechtswidrigkeit ist in der Phase der Verfahrenseinleitung eingetreten.
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(16) Abgesehen davon, dass die Organe nicht die MWB- und IB-Antrige gepriift haben, die von den nicht in die
Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Herstellern in der VR China und in Vietnam eingereicht wurden, bleiben
alle anderen Feststellungen in den Verordnungen (EG) Nr. 1472/2006 und (EU) Nr. 1294/2009 des Rates
weiterhin giiltig.

(17) Im vorliegenden Fall ist die Rechtswidrigkeit nach der Verfahrenseinleitung eingetreten. Daher entschied die
Kommission, das vorliegende Antidumpingverfahren, das zu dem Zeitpunkt, zu dem die Rechtswidrigkeit
eingetreten ist, aufgrund der Urteile noch nicht abgeschlossen war, wieder aufzunehmen und zu priifen, ob fiir
die betroffenen ausfihrenden Hersteller im Zeitraum vom 1. April 2004 bis zum 31. Mérz 2005, dem Zeitraum
der Untersuchung, die zur Einfihrung endgiiltiger Zolle gemdff den Erwigungsgriinden 1 und 2 fuhrte (im
Folgenden ,Ausgangsuntersuchung®), marktwirtschaftliche Bedingungen herrschten. Die Kommission priifte
dariiber hinaus, soweit dies angezeigt war, ob die betroffenen ausfithrenden Hersteller die Kriterien fur eine 1B
nach Artikel 9 Absatz 5 der Grundverordnung in ihrer Fassung vor dem Inkrafttreten der Verordnung (EU)
Nr. 765/2012 (*%) (im Folgenden ,Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung®) erfiillten (*%).

(18) In einem ersten Schritt Giberpriifte die Kommission beziiglich der Einfuhren von Clark und Puma aus der VR
China alle MWB- und IB-Antrige, die von den nicht in die Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Herstellern im
Rahmen der Ausgangsuntersuchung eingereicht worden waren.

(19) Was die Einfuhren von Timberland aus der VR China anbelangt, wurden in der Rechtssache C-571/14 zwei
Lieferanten aus der VR China ermittelt. Einer der Lieferanten, Zhongshan Pou Yuen, war in der Ausgangsun-
tersuchung in die Stichprobe einbezogen worden, so dass in Bezug auf diesen Lieferanten in der Ausgangsun-
tersuchung keine Rechtswidrigkeit eingetreten ist. Der zweite Lieferant, General Shoes Limited, wurde filschli-
cherweise als chinesischer Lieferant identifiziert, obwohl das Unternehmen seinen Sitz in Vietnam hatte. Wie in
Erwigungsgrund 150 dargelegt, wurde diese Feststellung spiter vom Verband der Europiischen Sportartikel-
industrie (im Folgenden ,FESI“) angefochten, der geltend machte, dass es sich bei General Shoes Ltd tatsichlich
um einen chinesischen Lieferanten handele.

(20)  In Bezug auf die Einfuhren von Puma, Clark und Timberland aus Vietnam fithrt die Kommission derzeit ebenfalls
eine Bewertung der MWB- und IB-Antrige durch, die von den nicht in die Stichprobe einbezogenen betroffenen
ausfithrenden Herstellern im Rahmen der urspriinglichen Untersuchung eingereicht wurden. Diese Untersuchung
ist noch nicht abgeschlossen.

B. DURCHFUHRUNG DER URTEILE DES GERICHTSHOFS IN DEN VERBUNDENEN RECHTSSACHEN C-659/13
UND C-34/14 BETREFFEND EINFUHREN AUS DER VR CHINA

(21) Die Kommission hat die Moglichkeit, die streitige Verordnung nur in den Punkten zu indern, die ihre
Nichtigerklarung zur Folge hatten, und die Teile der Bewertung, die nicht von dem Urteil betroffen sind,
unverdndert zu lassen ().

(22) Mit dieser Verordnung sollen die Aspekte der streitigen Verordnung korrigiert werden, die nicht mit der
Grundverordnung in Einklang standen und die somit, sofern bestimmte ausfithrende Hersteller aus der VR China
betroffen sind, zur Nichtigerklarung fihrten.

(23)  Alle anderen Feststellungen in der streitigen Verordnung, die nicht vom Gerichtshof fiir nichtig erkldrt wurden,
bleiben weiterhin giiltig und werden hiermit in die vorliegende Verordnung iibernommen.

(24) Daher beschrinken sich die nachfolgenden Erwigungsgriinde auf die neue Bewertung, die mit Blick auf die
Durchfithrung der Urteile notwendig ist.

(25) Die Kommission hat gepriift, ob im Zeitraum vom 1. April 2004 bis zum 31. Marz 2005 die Bedingungen fiir
eine MWB bzw. IB fiir die chinesischen ausfihrenden Hersteller von Clark und Puma gegeben waren, die im
Rahmen der Untersuchung einen MWB- bzw. IB-Antrag gestellt haben. Dabei geht es darum, festzustellen,
inwieweit die beiden betroffenen Einfithrer Anspruch auf Erstattung des entrichteten Antidumpingzolls in Bezug
auf Antidumpingzolle haben, die sie fur Ausfuhren ihrer chinesischen Lieferanten, die einen Antrag auf MWB
bzw. IB gestellt haben, entrichtet haben.

(26)  Sollte aus dieser Priifung hervorgehen, dass dem chinesischen ausfithrenden Hersteller, dessen Ausfuhren dem von
beiden betroffenen Einfithrern entrichteten Antidumpingzoll unterworfen waren, eine MWB hitte gewdhrt
werden miissen, wiirde die Erstattung des Zolls auf einen Betrag begrenzt, der der Differenz zwischen dem
entrichteten Zollsatz, ndmlich 16,5 %, und dem Zollsatz entspricht, der fiir das einzige ausfithrende Unternehmen
in der Stichprobe, dem eine MWB gewihrt wurde, d. h. Golden Step, festgesetzt wurde, nimlich 9,7 %.
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(27)  Sollte aus dieser Priifung hervorgehen, dass dem chinesischen ausfihrenden Hersteller, fiir den eine MWB
abgelehnt wurde, dessen Ausfuhren aber dem von beiden betroffenen Einfithrern entrichteten Antidumpingzoll
unterworfen waren, eine IB hitte gewahrt werden miissen, miisste dem betroffenen ausfithrenden Hersteller ein
unternchmensspezifischer Zollsatz zuerkannt werden und die Erstattung des Zolls wiirde auf einen Betrag
begrenzt, der der etwaigen Differenz zwischen dem entrichteten Zollsatz und dem fiir den betroffenen
ausfithrenden Hersteller berechneten unternehmensspezifischen Zollsatz entspricht.

(28)  Sollte hingegen aus der Priifung der MWB- und IB-Antrige hervorgehen, dass sowohl eine MWB als auch eine 1B
zu verweigern sind, kann keine Erstattung von Antidumpingzéllen gewahrt werden.

(29) Wie in Erwdgungsgrund 12 dargelegt, hat der Gerichtshof die streitige Verordnung und die Verordnung (EU)
Nr. 1294/2009 unter anderem in Bezug auf Ausfuhren in die Union bestimmter von Clark und Puma
eingefithrter Schuhe von dreizehn chinesischen ausfithrenden Herstellern, nimlich Buckinghan Shoe Mfg Co. Ltd.,
Buildyet Shoes Mfg., DongGuan Elegant Top Shoes Co. Ltd, Dongguan Stella Footwear Co Ltd, Dongguan Taiway
Sports Goods Limited, Foshan City Nanhai Qun Rui Footwear Co., Jianle Footwear Industrial, Sihui Kingo Rubber
Shoes Factory, Synfort Shoes Co. Ltd., Taicang Kotoni Shoes Co. Ltd., Wei Hao Shoe Co. Ltd., Wei Hua Shoe Co.
Ltd. und Win Profile Industries Ltd (im Folgenden ,betroffene ausfithrende Hersteller), fir nichtig erklart,
insofern als die Kommission nicht die unter anderem von den ausfithrenden Herstellern in der VR China
gestellten MWB- und IB-Antrige gepriift hatte.

(30)  Folglich priifte die Kommission in einem ersten Schritt die MWB- und IB-Antrige dieser dreizehn ausfithrenden
Hersteller, um den fur ihre Ausfuhren geltenden Zollsatz zu bestimmen. Die Bewertung ergab, dass die bereitge-
stellten Informationen nicht ausreichten, um nachzuweisen, dass die betroffenen ausfithrenden Hersteller unter
marktwirtschaftlichen Bedingungen titig waren bzw. dass sie die Voraussetzungen fur eine individuelle
Behandlung erfullten (detaillierte Erlduterungen unter Erwidgungsgrund 32 ff).

1. Priifung der MWB-Antrige

(31)  Es ist darauf hinzuweisen, dass die Beweispflicht dem Hersteller obliegt, der nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b
der Grundverordnung eine MWB beantragt. Zu diesem Zweck sieht Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe ¢ Unterabsatz 1
vor, dass der vom Hersteller eingereichte Antrag ausreichendes Beweismaterial, wie in der Bestimmung definiert,
dahingehend enthalten muss, dass der Hersteller unter marktwirtschaftlichen Bedingungen titig ist. Daher sind die
Organe der Union nicht zu dem Nachweis verpflichtet, dass der Hersteller die Voraussetzungen fiir die
Zuerkennung dieses Status nicht erfiillt. Dagegen haben die Unionsorgane zu beurteilen, ob die vom betroffenen
ausfithrenden Hersteller vorgelegten Nachweise als Beleg dafiir ausreichen, dass die Kriterien des Artikels 2
Absatz 7 Buchstabe ¢ Unterabsatz 1 der Grundverordnung erfullt sind, so dass ihm eine MWB zuerkannt werden
kann, und der Unionsrichter hat zu priifen, ob diese Beurteilung offensichtlich fehlerhaft ist (Rn. 32 des Urteils in
der Rechtssache C-249/10 P und Rn. 24 des Urteils in der Rechtssache C-247/10 P).

(32) Nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe ¢ der Grundverordnung miissen alle fiinf in diesem Artikel aufgefiihrten
Kriterien erfiillt sein, damit einem ausfithrenden Hersteller eine MWB gewihrt werden kann. Daher war die
Kommission der Auffassung, dass die Nichterfiillung mindestens eines Kriteriums ausreichte, um den MWB-
Antrag abzulehnen.

(33) Keiner der betroffenen ausfithrenden Hersteller war imstande, nachzuweisen, dass er das erste Kriterium
(Unternehmensentscheidungen) und das dritte Kriterium (Vermdgenswerte und ,iibertragene” Verzerrungen)
erfiillte. So machten die betroffenen ausfithrenden Hersteller in Bezug auf das erste Kriterium keine wesentlichen
und vollstindigen Angaben (z. B. Beweise betreffend die Struktur und das Kapital des Unternehmens, die
Inlandsumsitze, die Vergiitung der Arbeitnehmer usw.), um nachzuweisen, dass ihre Unternehmensent-
scheidungen auf der Grundlage von Marktsignalen ohne nennenswerten Einfluss des Staates getroffen werden. In
Bezug auf das dritte Kriterium machten die betroffenen ausfithrenden Hersteller ebenfalls keine wesentlichen und
vollstindigen Angaben (z. B. Beweise betreffend die im Besitz des Unternehmens befindlichen Vermogenswerte
und Landnutzungsrechte), um nachzuweisen, dass keine Verzerrungen infolge des nichtmarktwirtschaftlichen
Systems vorliegen.

(34)  Auferdem erfiillten vier Unternechmen (Unternehmen A, I, K und M) nicht das zweite Kriterium (Buchfithrung),
da sie nicht eine einzige klare Buchfiihrung vorlegten.

(35) Bei den iibrigen neun Unternchmen (Unternehmen B, C, D, E, F, G, H, J und L) wurde das zweite Kriterium
(Buchfiihrung) aus dem in Erwigungsgrund 32 dargelegten Grund nicht bewertet.
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(36) Ebenso wurden aus dem im Erwigungsgrund 22 dargelegten Grund bei keinem der betroffenen ausfithrenden
Hersteller das vierte Kriterium (Eigentums- und Insolvenzvorschriften) und das fiinfte Kriterium (Wihrungsum-
rechnungen) bewertet.

(37)  Auf der Grundlage der obigen Ausfithrungen ist die Kommission zu dem Schluss gekommen, dass keinem der
dreizehn chinesischen ausfihrenden Hersteller eine MWB gewidhrt werden sollte; sie hat die betroffenen
ausfihrenden Hersteller hieriiber unterrichtet und sie aufgefordert, ihre Stellungnahmen abzugeben. Von keinem
der dreizehn betroffenen chinesischen ausfithrenden Hersteller ist eine Stellungnahme eingegangen.

(38) Folglich hat keiner der dreizehn betroffenen chinesischen ausfithrenden Hersteller alle Kriterien des Artikels 2
Absatz 7 Buchstabe ¢ der Grundverordnung erfiillt, deshalb wird ihnen allen eine MWB verweigert.

(39) Es wird daran erinnert, dass der Gerichtshof befand, dass, sollten die Organe der Union feststellen, dass fiir die
betroffenen ausfithrenden Hersteller marktwirtschaftliche Bedingungen herrschten, ihnen derselbe Zollsatz hitte
zugutekommen missen wie dem in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen, dem eine MWB gewihrt
wurde (V7).

(40) Da jedoch infolge der Feststellungen im Rahmen der wieder aufgenommenen Untersuchung allen betroffenen
ausfihrenden Herstellern eine MWB verweigert wird, sollte keinem der betroffenen ausfihrenden Hersteller der
unternehmensspezifische Zollsatz des in die Stichprobe einbezogenen Unternehmens, dem eine MWB gewihrt
wurde, zugutekommen.

2. Priifung der IB-Antrige

(41) In Artikel 9 Absatz 5 der Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung ist festgelegt, dass, wenn
Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der Verordnung Anwendung findet, unternehmensspezifische Zolle fir diejenigen
Ausfithrer festgesetzt werden, die nachweisen konnen, dass sie alle in Artikel 9 Absatz 5 der Grundverordnung in
der Fassung vor ihrer Anderung festgelegten Kriterien erfiillen.

(42)  Wie in Erwdgungsgrund 31 dargelegt, ist darauf hinzuweisen, dass die Beweislast dem Hersteller obliegt, der nach
Artikel 9 Absatz 5 der Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung eine IB beantragt. Zu diesem Zweck
sicht Artikel 9 Absatz 5 Unterabsatz 1 vor, dass der vom Hersteller eingereichte Antrag ordnungsgemifd
begriindet sein muss. Daher sind die Organe der Union nicht zu dem Nachweis verpflichtet, dass der Ausfihrer
die Voraussetzungen fur die Zuerkennung dieses Status nicht erfiillt. Die Organe der Union miissen vielmehr
beurteilen, ob die vom betroffenen Ausfithrer vorgelegten Nachweise als Beleg dafiir ausreichen, dass die Kriterien
nach Artikel 9 Absatz 5 der Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung erfiillt sind, so dass ihm eine
IB gewihrt werden kann.

(43) Im Einklang mit Artikel 9 Absatz 5 der Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung miissen die
Ausfithrer auf der Grundlage eines ordnungsgemifs begriindeten Antrags nachweisen, dass alle finf in diesem
Artikel aufgelisteten Kriterien erfullt sind, so dass ihnen eine IB gewédhrt werden kann.

(44) Daher war die Kommission der Auffassung, dass die Nichterfullung mindestens eines Kriteriums ausreichte, um
den IB-Antrag abzulehnen.

(45)  Es handelt sich um folgende fiinf Kriterien:

a) Die Ausfilhrer konnen, sofern es sich um ganz oder teilweise in auslindischem Eigentum befindliche
Unternehmen oder Joint Ventures handelt, Kapital und Gewinne frei zuriickfithren;

b) die Ausfuhrpreise und -mengen sowie die Verkaufsbedingungen werden frei festgelegt;

¢) die Mehrheit der Anteile ist im Besitz von Privatpersonen; staatliche Vertreter, die im Leitungsgremium sitzen
oder Schliisselpositionen im Management bekleiden, sind entweder in der Minderheit, oder das Unternehmen
ist dennoch nachweislich von staatlichen Eingriffen hinreichend unabhingig;

d) Wihrungsumrechnungen erfolgen zu Marktkursen;

e) der Staat nimmt nicht in einem solchen Mafe Einfluss, dass Mafinahmen umgangen werden konnen, wenn fiir
einzelne Ausfithrer unterschiedliche Zollsdtze festgesetzt werden.

(46)  Alle dreizehn chinesischen ausfithrenden Hersteller, die eine MWB beantragten, beantragten auch eine IB fiir den
Fall, dass ihnen keine MWB gewihrt wiirde.
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(47) Die Mehrheit der betroffenen ausfithrenden Hersteller (Unternehmen A, B, C, D, E, G, H, [, ], K, L, M) war nicht
imstande, nachzuweisen, dass sie das zweite Kriterium (freie Festlegung der Ausfuhrmengen und -preise) erfillte.
Insbesondere wurde im Falle bestimmter betroffener ausfithrender Hersteller (Unternehmen E, G, H, J, K, L) in
ihren Satzungen eine Beschrinkung der Produktion festgelegt, womit die Unternehmen nicht den Nachweis
erbringen konnten, dass Geschiftsentscheidungen, z. B. beziiglich der Ausfuhrmengen, auf der Grundlage von
Marktsignalen getroffen werden, die Angebot und Nachfrage widerspiegeln. Andere ausfithrende Hersteller
(Unternehmen A, B, M) verkauften nicht auf dem Inlandsmarkt und legten keine weiteren Erkldrungen vor, so
dass sie nicht den Nachweis erbrachten, dass dies nicht infolge staatlicher Eingriffe geschah. Die verbleibenden
ausfithrenden Hersteller (Unternehmen C, D, 1) legten keine wesentlichen und vollstindigen Unterlagen vor und
erbrachten somit nicht den Nachweis, dass sie das zweite Kriterium erfiillten.

(48) In Bezug auf das dritte Kriterium (Unternehmen, d. h. Leitungsgremium und Anteilsinhaber, sind hinreichend
unabhingig von staatlichen Eingriffen) legten zehn chinesische ausfithrende Hersteller (Unternehmen B, E, F, G, H,
L J, K, L, M) keine wesentlichen und vollstindigen Unterlagen vor (insbesondere dazu, wie das Unternechmen die
Vermogenswerte erwarb und wer im Besitz der Vermdgenswerte und der Landnutzungsrechte ist), und erbrachten
somit nicht den Nachweis, dass keine staatlichen Eingriffe vorlagen, so dass dieses Kriterium nicht erfullt wurde.

(49) Dariiber hinaus erfilllte ein ausfithrender Hersteller (Unternehmen C) das erste Kriterium (Riickfithrung von
Kapital) nicht, da im Verlauf der Untersuchung auf staatliche Eingriffe zuriickgehende Beschrinkungen der
Kapitalriickfithrung festgestellt wurden. Ferner konnte derselbe ausfihrende Hersteller (Unternehmen C) die
Erfillung des fiinften Kriteriums (keine durch staatliche Eingriffe ermdoglichte Mafnahmenumgehung) nicht
nachweisen, da beziiglich zweier verbundener Unternehmen mit Sitz in China keine Informationen vorgelegt
wurden und somit wesentliche Unterlagen fiir den Nachweis der Erfillung dieses Kriteriums fehlten.

(50) Somit erfiillte keiner der dreizehn betroffenen chinesischen ausfithrenden Hersteller alle Bedingungen des
Artikels 9 Absatz 5 der Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung und infolgedessen wurde allen eine
IB verweigert.

(51)  Der fiir die VR China geltende residuale Antidumpingzoll sollte daher fur die betroffenen ausfithrenden Hersteller
fur die Geltungsdauer der Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 des Rates eingefiihrt werden. Die Geltungsdauer dieser
Verordnung erstreckte sich urspriinglich vom 7. Oktober 2006 bis zum 7. Oktober 2008. Nach der Einleitung
einer Auslaufiiberpriffung wurde sie am 30. Dezember 2009 bis zum 31. Mirz 2011 verldngert. Die in den
Urteilen festgestellte Rechtswidrigkeit besteht darin, dass die Organe der Union nicht ermittelt haben, ob fiir die
von den betroffenen ausfithrenden Herstellern hergestellte Ware der residuale Zollsatz oder ein unternehmensspe-
zifischer Zollsatz oder der Zollsatz des in die Stichprobe einbezogenen Unternehmens, dem die MWB gewihrt
wurde, gelten sollte.

(52)  Auf der Basis der vom Gerichtshof festgestellten Rechtswidrigkeit gibt es keinen rechtlichen Grund fiir eine
vollstindige Befreiung der von den betroffenen ausfithrenden Herstellern hergestellten Ware von
Antidumpingzollen. Mit einem neuen Rechtsakt zur Beseitigung der vom Gerichtshof festgestellten
Rechtswidrigkeit muss daher nur der geltende Antidumpingzollsatz erneut bewertet werden, nicht aber die
Mafnahmen selbst.

(53) Da der Schluss gezogen wird, dass der Residualzoll in Bezug auf die betroffenen ausfithrenden Hersteller zu
demselben Satz wieder eingefithrt werden sollte, der urspriinglich mit der streitigen Verordnung und mit der
Verordnung (EU) Nr. 12942009 eingefiihrt wurde, sind Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 388/2008 des
Rates nicht erforderlich. Diese Verordnung bleibt weiterhin giiltig.

C. STELLUNGNAHMEN INTERESSIERTER PARTEIEN NACH DER UNTERRICHTUNG

(54) Die interessierten Parteien wurden iiber die obigen Feststellungen und Schlussfolgerungen unterrichtet und ihnen
wurde eine Frist zur Stellungnahme eingerdumt. FESI, der unter anderem die Einfithrer Puma und Timberland
vertritt, Clark, ein weiterer Einfithrer und ein ausfithrender Hersteller, dessen Antrag auf MWB bzw. IB nicht unter
die in Rede stehenden Durchfithrungsmafinahme fiel, gaben Stellungnahmen ab.

Angebliche Unregelmdfigkeiten innerhalb des Verfahrens

(55) FESI und ein Einfihrer brachten vor, dass es bei dieser Durchfihrungsmafnahme zu einer Reihe von
Verfahrensfehlern gekommen sei. Sie machten geltend, dass die MWB-Antrige der betroffenen ausfithrenden
chinesischen Hersteller bereits vor dem Urteil des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 C&]
Clark International Limited und C-34/14 Puma SE, d. h. am 3. Dezember 2015, untersucht und offengelegt
worden waren, und verwiesen auf die Absicht der Kommission, einen endgiiltigen Antidumpingzoll von 16,5 %
auf Einfuhren von Schuhen wieder einzufiihren. Diese Bewertungen seien demzufolge ohne rechtliche Grundlage
vorgenommen worden und hitten dem noch ausstehenden Urteil des Gerichtshofs vorgegriffen.
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(56) Die Kommission stimmt der obigen Aussage nicht zu, da sie lediglich die Umsetzung eines mdglichen kiinftigen
Urteils vorbereitete. Diese Vorbereitung war aus den nachstehenden Griinden im Interesse einer
ordnungsgemiflen Verwaltung angebracht: Erstens ist es unstreitig, dass die Kommission die MWB/IB-Antrige
hitte priifen miissen. Die einzige in dem zum damaligen Zeitpunkt anhdngigen Gerichtsverfahren anstehende
Frage war, ob sich unabhingige Einfithrer wie Clark, Puma und Timberland auf diese Rechtswidrigkeit berufen
konnen. Da die Antwort nur ,ja“ oder ,nein“ lauten konnte, war es der Kommission mdglich, sich
aufergewohnlich gut fur den Fall eines abschligigen Urteils in dieser Frage vorzubereiten. Zweitens war eine
rasche Durchfihrung notwendig, um die nationalen Zollbehérden in die Lage zu versetzen, anhingige
Erstattungsantrige ziigig zu bearbeiten, und um fiir alle Wirtschaftsbeteiligten Rechtssicherheit zu schaffen. Eine
Einflussnahme auf das Urteil des Gerichtshofs war ausgeschlossen, da das Urteil einen anderen Streitgegenstand
betraf (ndmlich die Frage, ob sich Einfithrer auf das Recht auf die Bewertung von MWB/IB-Antrigen berufen
konnen, das ausfithrenden Herstellern eingerdaumt wurde).

(57) Die Parteien machten dariiber hinaus geltend, dass die Bekanntmachung der Durchfithrung des Urteils in den
verbundenen Rechtssachen C-659/13 und C-34/14 C&J Clark International Limited und Puma SE, die am
17. Mirz 2016 verdffentlicht wurde (*®), die oben erwihnten Verfahrensfehler nicht korrigieren konnte, weil die
Bekanntmachung keine hinreichende Mdglichkeit fiir die interessierten Parteien bot, von ihrem Verteidigungsrecht
Gebrauch zu machen.

(58) Dariiber hinaus machten mehrere Parteien geltend, dass ihnen Zugang zu der gesamten Untersuchungsakte der
Ausgangsuntersuchung hitte gewidhrt werden miissen und dass die Namen der betroffenen ausfithrenden
Hersteller in den Unterrichtungsdokumenten nicht hitten anonymisiert werden diirfen.

(59) Zusammenfassend argumentierten diese Partien, dass die Kommission aufgrund der oben genannten

Verfahrensfehler den grundlegenden Rechtsrahmen der EU verletzt und demzufolge ihre Befugnisse missbraucht
habe.

(60)  Eine weitere Partei stellte den Zusammenhang zwischen der in Erwidgungsgrund 55 genannten Unterrichtung und
der am 20. Mai 2016 iibermittelten letzten Unterrichtung in Frage und bat diesbeziiglich um Klarstellung.

(61) Die Bekanntmachung der Durchfithrung des Urteils wurde veroffentlicht, um gemafs der von der Kommission
verfolgten Politik der Transparenz in Handelsschutzuntersuchungen eine groffere Transparenz zu gewdahrleisten
und erfolgte auf Wunsch des Anhorungsbeauftragten nach Anhorung einer der Parteien, welche die Bedenken
gedufert hatten. Die Kommission ist weiterhin der Auffassung, dass diese Veroffentlichung streng genommen
rechtlich nicht vorgeschrieben war. Selbst wenn dies notwendig gewesen wire, um ein ordnungsgemifSes
Verfahren und das Recht auf Anhorung sicherzustellen, was nicht der Fall ist, wurden die Anforderungen in
jedem Fall durch die Veroffentlichung und die Tatsache, dass alle Parteien die Moglichkeit hatten, eine
Stellungnahme abzugeben, erfiillt.

(62) Der Zugang zu der vollstindigen Akte der Ausgangsuntersuchung wurde gewdhrt, obwohl sich der Kommission
nicht erschliefSt, inwieweit andere Informationen als die MWB/IB-Antrige der betroffenen ausfithrenden Hersteller
fur das vorliegende Verfahren relevant sein konnten. Die Anonymisierung der ausfithrenden Hersteller war
notwendig, um sicherzustellen, dass ihre vertraulichen Geschiftsdaten geschiitzt werden; dennoch wurde den
einfiihrenden interessierten Parteien auf Anfrage mitgeteilt, bei welchen Einfithrern es sich um ihre Einfithrer
handelte.

(63) Die zweite Unterrichtung wurde notwendig, weil die Verordnung nun auch IB-Antrige abdeckt, die urspriinglich
nicht bewertet wurden.

(64)  Aus diesen Griinden miissen simtliche Vorbringen beziiglich Verfahrensfehlern zuriickgewiesen werden.

Rechtsgrundlage fiir die Wiederaufnahme des Antidumpingverfahrens

(65) Mehrere interessierte Parteien machten geltend, dass es fir die in Rede stehende Durchfithrungsmafinahme keine
Rechtsgrundlage gebe. Insbesondere brachten sie vor, dass Artikel 266 AEUV nicht anwendbar sei, da die
endgiiltigen Mafinahmen fiir Schuhe am 31. Mirz 2011 ausliefen, und dass es daher keine anhaltenden
Auswirkungen aufgrund der Rechtswidrigkeit dieser Mafinahme gab. Die Parteien argumentierten, dass
Artikel 266 AEUV keine Grundlage dafiir biete, nachtraglich Rechtswidrigkeiten in ausgelaufenen Mafinahmen zu
korrigieren. Diese Einschitzung werde durch die Artikel 263 und 265 AEUV untermauert, in denen Fristen fiir
Klagen gegen rechtswidrige Handlungen und Untitigkeit der Organe der EU festgelegt seien. Fiir die vorliegende
Herangehensweise gebe es keine Prazedenzfille und die Kommission habe auch keine Begriindung angefiihrt oder
auf eine frithere Rechtsprechung verwiesen, die ihre Auslegung des Artikels 266 AEUV stiitzen wiirde.
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(66) Die Parteien machten weiterhin geltend, dass die Untersuchung im vorliegenden Fall nicht an dem Punkt wieder
aufgenommen werden konne, an dem die Rechtswidrigkeit nach Artikel 266 AEUV eingetreten sei, weil der
Gerichtshof nicht nur eine mangelnde Begriindung feststellte, sondern die Rechtswidrigkeit eine grundlegende
rechtliche Bestimmung der Grundverordnung betreffe, die wiederum die gesamte Bewertung des Dumpings in
Bezug auf die betroffenen ausfithrenden chinesischen Hersteller betreffe.

(67) Die Parteien machten dariiber hinaus geltend, dass die riickwirkende Korrektur der ausgelaufen Mafnahmen den
Grundsatz des Vertrauensschutzes verletze. Sie argumentierten, dass erstens den Parteien zugesichert worden sei,
dass die Mafinahmen am 31. Marz 2011 auslaufen, und dass sie in Anbetracht der seit der Ausgangsuntersuchung
vergangenen Zeit berechtigterweise davon ausgehen konnten, dass die Ausgangsuntersuchung nicht wieder
aufgenommen oder wieder erdffnet werde. Zweitens habe allein die Tatsache, dass im Rahmen der Ausgangsun-
tersuchung die MWB-Antrige nicht innerhalb der dreimonatigen Frist gepriift wurden, den ausfithrenden
chinesischen Herstellern die Rechtssicherheit gegeben, dass ihre MWB-Antrige de facto nicht iiberpriift werden.
Zusammenfassend machten die Parteien geltend, dass in Anbetracht der langen Zeitrdaume die Wiederaufnahme
der Untersuchung den allgemeinen Grundsatz der Verjihrung bzw. Befristung verletze, der in allen rechtlichen
Kontexten Giiltigkeit besitze.

(68) Mehrere interessierte Parteien brachten den Einwand vor, dass weder Artikel 266 AEUV noch die
Grundverordnung eine riickwirkende Wiedereinfithrung des endgiltigen Zollsatzes in Hohe von 16,5 % auf
Einfuhren der betroffenen ausfithrenden chinesischen Hersteller zulasse.

(69) In Bezug auf das Vorbringen, die fraglichen Mafnahmen seien am 31. Mirz 2011 ausgelaufen, vermag die
Kommission nicht nachzuvollziehen, inwiefern das Auslaufen der Mafnahme im Hinblick darauf relevant sein
sollte, dass die Kommission den fiir nichtig erkldrten Rechtsakt durch einen neuen Rechtsakt ersetzen kann. Mit
dem Urteil, in dem der urspriingliche Rechtsakt fiir nichtig erklart wurde, wird im Einklang mit der
Rechtsprechung das Verwaltungsverfahren wieder eroffnet, das an dem Punkt wieder aufgenommen werden kann,
an dem die Rechtswidrigkeit eingetreten ist.

(70)  Die Antidumpingverfahren sind dementsprechend infolge der Nichtigerklirung des Rechtsaktes zur Beendigung
der Verfahren noch nicht abgeschlossen. Die Kommission ist verpflichtet, diese Verfahren abzuschlieSen, da in der
Grundverordnung vorgesehen ist, dass eine Untersuchung durch einen Rechtsakt der Kommission abgeschlossen
werden muss.

(71)  Was den auf Artikel 13 der Grundverordnung und Artikel 10 des Antidumping-Ubereinkommens der WTO (im
Folgenden ,ADA®) gestiitzten Einwand zur Rickwirkung betrifft, so werden nach Artikel 13 Absatz 1 der
Grundverordnung, in dem der Wortlaut von Artikel 10 Absatz 1 des ADA ibernommen wird, vorldufige
Maflnahmen und endgiiltige Antidumpingzolle nur auf Waren angewendet, die nach dem Zeitpunkt, zu dem der
gemdfd Artikel 7 Absatz 1 bzw. Artikel 9 Absatz 4 der Grundverordnung gefasste Beschluss in Kraft tritt, in den
zollrechtlich freien Verkehr tiberfithrt werden. Im vorliegenden Fall werden die fraglichen Antidumpingzélle nur
auf Waren angewendet, die nach Inkrafttreten der nach Artikel 7 Absatz 1 der Grundverordnung beschlossenen
vorldufigen Verordnung bzw. der nach Artikel 9 Absatz 4 der Grundverordnung beschlossenen streitigen
(endgiiltigen) Verordnung in den zollrechtlich freien Verkehr iiberfithrt wurden. Die Riickwirkung im Sinne von
Artikel 10 Absatz 1 der Grundverordnung bezieht sich jedoch nur auf eine Situation, in der Waren in den
zollrechtlich freien Verkehr tiberfithrt wurden, bevor Mafinahmen eingefithrt wurden, wie aus dem Wortlaut
dieser Bestimmung ebenso wie aus der in Artikel 10 Absatz 4 der Grundverordnung vorgesehenen Ausnahme
ersichtlich ist (*%).

(72) Die Kommission stellt ferner fest, dass im vorliegenden Fall keine Riickwirkung und Verletzung der Rechtssi-
cherheit und des Vertrauensschutzes vorliegen.

(73) Was die Riickwirkung betrifft, unterscheidet die Rechtsprechung des Gerichtshofs bei der Beurteilung, ob eine
Maflnahme riickwirkend ist, zwischen der Anwendung einer neuen Vorschrift auf eine Situation, die endgiiltig
geworden ist (auch als bestehende oder endgiiltige Rechtslage bezeichnet) (*), und einer Situation, die vor dem
Inkrafttreten der neuen Vorschrift begann, aber noch nicht endgiiltig ist (auch als voriibergehende Situation
bezeichnet) ().

(74) Im vorliegenden Fall ist die Situation in Bezug auf die Einfuhren der betroffenen Waren, die wihrend der
Geltungsdauer der Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 des Rates getitigt wurden, noch nicht endgiiltig, da der fiir
sie geltende Antidumpingzoll aufgrund der Nichtigerklirung der streitigen Verordnung noch nicht endgiiltig
ermittelt wurde. Gleichzeitig wurden die Einfilhrer von Schuhen mit der Veroffentlichung der Einleitungsbe-
kanntmachung und der vorldufigen Verordnung darauf hingewiesen, dass ein derartiger Zoll eingefithrt werden
kann. Nach der stindigen Rechtsprechung der Unionsgerichte konnen Wirtschaftsbeteiligte erst dann
Vertrauensschutz erwerben, wenn die Organe zur Beendigung des Verwaltungsfahrens einen Rechtsakt
verabschiedet haben, der endgiiltig geworden ist ().
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(75) Die vorliegende Verordnung regelt die unmittelbare Anwendung fir die kiinftigen Auswirkungen einer
andauernden Situation: Die Zolle auf Schuhe wurden von den nationalen Zollbehorden erhoben. Infolge der
Erstattungsantrage, iiber die noch nicht endgiiltig entschieden wurde, begriinden sie eine andauernde Situation. In
der vorliegenden Verordnung ist der fur diese Einfuhren geltende Zollsatz angegeben; daher regelt sie die
kiinftigen Auswirkungen einer andauernden Situation.

(76)  Auch wenn eine Riickwirkung im Sinne des Unionsrechts vorldge, was nicht der Fall ist, wire eine derartige
Riickwirkung in jedem Fall aus folgendem Grund gerechtfertigt:

(77) Die materiellrechtlichen Vorschriften des Unionsrechts konnen fiir die vor ihrem Inkrafttreten bestehenden
Situationen gelten, wenn aus ihrem Wortlaut, ihrer Zielsetzung oder ihrer Struktur eindeutig hervorgeht, dass
ihnen eine solche Wirkung beizumessen ist (**). Insbesondere in der Rechtssache C-337/88 Societd agricola fattoria
alimentare (SAFA) heiflt es, ,dass es der Grundsatz der Rechtssicherheit zwar im Allgemeinen verbietet, den Beginn der
Geltungsdauer eines Rechtsakts der Gemeinschaft auf einen Zeitpunkt vor dessen Verdffentlichung zu legen, dass dies jedoch
ausnahmsweise dann anders sein kann, wenn das angestrebte Ziel es verlangt und das berechtigte Vertrauen der Betroffenen
gebiihrend beachtet ist.“ (*%)

(78) Im vorliegenden Fall geht es darum, der in Artikel 266 AEUV festgelegten Verpflichtung der Kommission
nachzukommen. Da der Gerichtshof nur in Bezug auf die Festsetzung des geltenden Zollsatzes und nicht in
Bezug auf die Einfithrung der Manahmen selbst (d. h. in Bezug auf die Feststellungen zu Dumping, Schidigung
und Unionsinteresse) eine Rechtswidrigkeit feststellte, konnten die betroffenen ausfithrenden Hersteller nicht
berechtigterweise davon ausgehen, dass keine endgiiltigen Antidumpingmafinahmen eingefithrt wiirden. Folglich
kann diese Einfithrung, selbst wenn sie riickwirkend wire, was nicht der Fall ist, nicht als Verstoff gegen den
Vertrauensschutz ausgelegt werden.

(79)  Auflerdem wird in Bezug auf den Schutz der Rechtssicherheit und den Vertrauensschutz zunichst festgestellt, dass
Einfithrer nach der Rechtsprechung keinen Schutz der Rechtssicherheit und keinen Vertrauensschutz
beanspruchen konnen, wenn sie auf eine bevorstehende Anderung der Handelspolitik der Union hingewiesen
wurden (¥). Im vorliegenden Fall wurden die Einfihrer durch die Veroffentlichung der Einleitungsbe-
kanntmachung und der vorldufigen Verordnung, die nach wie vor beide Teil der Rechtsordnung der Union sind,
im Amtsblatt auf das Risiko hingewiesen, dass die von den betroffenen ausfithrenden Herstellern produzierten
Waren einem Antidumpingzoll unterworfen werden kénnten. Die betroffenen ausfithrenden Hersteller konnten
sich daher nicht auf den Schutz der Rechtssicherheit und den Vertrauensschutz als allgemeine Grundsitze des
Unionsrechts stiitzen.

(80) Die Wirtschaftsbeteiligten hatten vielmehr umfassende Kenntnis dariiber, dass im Fall der Einfuhr von Schuhen
diese Einfuhren einem Zoll unterworfen werden wiirden. Sie beriicksichtigten diesen Zoll bei der Festsetzung der
Verkaufspreise und bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Risiken. Sie haben folglich weder die Rechtssicherheit
noch den Vertrauensschutz erworben, dass die Einfuhren zollfrei sein wiirden, und haben im Allgemeinen den
Zoll auf ihre Kunden abgewilzt. Daher liegt es im Interesse der Union, jetzt den geltenden Zollsatz festzusetzen,
anstatt den betroffenen Einfithrern zu einem Marktlagengewinn und zu einer ungerechtfertigten Bereicherung zu
verhelfen.

(81)  Folglich liegt weder eine Verletzung der Grundsitze der Verjihrung, der Rechtssicherheit und des Vertrauens-
schutzes noch ein Verstof gegen die Bestimmungen der Grundverordnung und des ADA vor.

(82)  Beziiglich des Vorbringens, die Entscheidung iiber den MWB-Antrag hitte innerhalb von drei Monaten nach der
Verfahrenseinleitung erfolgen miissen, sei daran erinnert, dass nach der Rechtsprechung Artikel 2 Absatz 7
Buchstabe ¢ Unterabsatz 2 der Grundverordnung keine Angaben zu den Folgen enthilt, die eine Uberschreitung
der Dreimonatsfrist durch die Kommission hat. Das Gericht vertritt daher die Auffassung, dass eine spiter
getroffene Entscheidung iiber den MWB-Antrag die Giiltigkeit der Verordnung zur Einfilhrung endgiltiger
Antidumpingmafinahmen nicht beriihrt, solange die Antragsteller nicht nachgewiesen haben, dass der Rat bei
Einhaltung der Dreimonatsfrist durch die Kommission moglicherweise eine fiir sie giinstigere Verordnung als die
streitige Verordnung verabschiedet hitte (%). Der Gerichtshof hat zudem anerkannt, dass die Organe die MWB-
Bewertung bis zur Verabschiedung endgiiltiger Mafnahmen 4dndern konnen (¥).
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(83) Die oben genannte Rechtsprechung wurde durch die Urteile Brosmann und Aokang nicht aufgehoben. Der
Gerichtshof bezieht sich in den Urteilen Brosmann und Aokang auf die Verpflichtung der Kommission, die
Bewertung innerhalb von drei Monaten durchzuftihren, um zu zeigen, dass die Verpflichtung zu dieser Bewertung
unabhingig davon besteht, ob die Kommission eine Stichprobe bildet oder nicht. Der Gerichtshof duflert sich
nicht zu der Frage, welche rechtlichen Folgen es hat, wenn die Kommission die Bewertung des MWB-Antrags in
einer spateren Phase der Untersuchung abschliet. Der Gerichtshof entschied lediglich, dass die Organe die MWB-
Antrdge nicht vollig ignorieren konnen, sondern sie spitestens bei der Einfihrung endgiiltiger Mafnahmen
bewerten miissen. Die Urteile bestitigen die im vorhergehenden Erwigungsgrund genannte Rechtsprechung.

(84) Im vorliegenden Fall haben die betroffenen ausfithrenden Hersteller nicht nachgewiesen, dass der Rat
moglicherweise eine fuir sie giinstigere Verordnung als die streitige Verordnung verabschiedet hitte, wenn die
Kommission die MWB-Bewertung innerhalb von drei Monaten nach der Einleitung des Antidumpingverfahrens
im Jahr 2005 durchgefiihrt hitte. Das Vorbringen beziiglich der Verjihrung fiir die Bewertung des MWB-Antrags
wird daher zuriickgewiesen.

(85) Es wurde ebenfalls geltend gemacht, dass die Kommission das Verfahren an dem Punkt vor der Einfithrung von
vorldufigen Mafinahmen hitte wieder aufnehmen miissen, da die Rechtswidrigkeit bei der MWB-Bewertung
eingetreten sei.

(86)  Hierzu stellt die Kommission fest, dass die vorliufigen Mafnahmen kein notwendiger Schritt des Verfahrens sind,
sondern ein eigenstindiger Rechtsakt, der durch die Verabschiedung endgiiltiger Mafinahmen seine Wirkung
verliert (*). Der einzige wesentliche Verfahrensschritt vor der Verabschiedung endgiiltiger Mafnahmen ist die
Einleitung des Verfahrens. Daher greift dieses Argument nicht.

(87)  Einige Parteien machten unter Verweis auf das Urteil des Gerichts in der Rechtssache T-2/95 IPS/Rat geltend, dass
ein formaler Unterschied zwischen einer ,Untersuchung” und einem ,Verfahren“ bestehe, und argumentierten,
dass nach Abschluss eines Verfahrens, wie im vorliegenden Fall, dieses nicht wieder aufgenommen werden konne.

(88) Der Kommission erschlieft sich kein wesentlicher Unterschied zwischen den Begriffen ,Untersuchung und
,Verfahren“. Sie werden in der Grundverordnung und in der Rechtsprechung als gegeneinander austauschbare
Begriffe verwendet. In jedem Fall muss das Urteil in der Rechtssache T-2/95 unter Beriicksichtigung des
Rechtsmittelurteils in diesem Fall betrachtet werden.

(89) Mehrere Parteien machten ebenfalls geltend, dass Artikel 266 AEUV keine teilweise Umsetzung eines Urteils des
Gerichtshofs und im vorliegenden Fall keine Umkehr der Beweislast vorsieht. Die Kommission habe somit filschli-
cherweise nur die MWB-[IB-Antrdge jener ausfithrenden Hersteller bewertet, die Einfithrer belieferten, die
Erstattungsantrage eingereicht hidtten. Die betreffenden Parteien griindeten ihre Aussage auf die Annahme, dass
das Urteil des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 C&J Clark International Limited und C-
34/14 Puma SE Erga-omnes-Wirkung habe und dass nicht ausgeschlossen werden konne, dass die Ergebnisse der
derzeitigen Bewertung der MWB/IB-Antrige auch einen Einfluss auf den Residualzoll hitten, der fiir alle
ausfithrenden chinesischen Hersteller gelte. Die Parteien wandten deshalb ein, dass die Kommission alle MWB/IB-
Antrige hitte bewerten miissen, die im Rahmen der Ausgangsuntersuchung eingereicht wurden.

(90)  Dariiber hinaus stimmten die Parteien nicht der Auffassung zu, dass die Beweislast beim Hersteller liege, der einen
Antrag auf MWB bzw. IB stellt, da die Hersteller ihrer Beweislast bereits im Jahr 2005 geniigt hitten, indem sie
im Rahmen der Ausgangsuntersuchung den Antrag auf MWB bzw. IB stellten. Sie konnten ebenfalls die
Einschitzung nicht teilen, dass das Urteil des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 C§&] Clark
International Limited und C-34/14 Puma SE einfach umgesetzt werden konne, indem die von den nicht in die
Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Herstellern eingereichten MWB/[IB-Antrige bewertet wiirden, da der
Gerichtshof nicht explizit dargelegt habe, dass die festgestellte Nichtigerklarung tatsdchlich nur auf diesen Aspekt
beschrinkt sei.

(91) Die Kommission ist der Auffassung, dass die Umsetzung des Urteils nur in Bezug auf jene ausfithrenden
Hersteller notwendig ist, bei denen nicht alle Einfuhrgeschifte endgiiltig sind. Wie in den Urteilen bestitigt wurde,
wird der Zoll mit Ablauf der dreijdhrigen Verjahrungsfrist gemaf dem Zollkodex der Gemeinschaften endgiiltig.
Jegliche Auswirkung auf den Residualzoll ist ausgeschlossen, da der MWB/[IB-Antrag der die Stichprobe bildenden
Unternehmen bewertet wurde und die Tatsache, dass einem der nicht in die Stichprobe einbezogenen
Unternehmen eine MWB bzw. IB gewihrt wurde, keinen Einfluss auf den Residualzollsatz hat.
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(92) Die Beweislast beschrinkt sich nicht auf die Einreichung eines Antrags. Sie erstreckt sich auch auf den Inhalt des
Antrags, aus dem hervorgehen muss, dass alle Bedingungen fiir eine MWB bzw. IB erfiillt sind.

(93) Die einzige in den Urteilen festgestellte Rechtswidrigkeit betrifft die unterlassene Bewertung der MWB|IB-Antrage.

Rechtsgrundlage fiir die Wiedereinfithrung von Zollen

(94) Mehrere interessierte Parteien machten geltend, dass die Kommission nicht zwei unterschiedliche Regelungen
hitte anwenden diirfen, nimlich die Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung fiir die Bewertung der
IB-Antrdge der ausfuhrenden Hersteller auf der einen Seite und die derzeitige Grundverordnung auf der anderen
Seite, die die Anderungen durch die Verordnung (EU) Nr. 1168/2012 des Europdischen Parlaments und des
Rates (¥) einschliefft, durch die Komitologieverfahren unter anderem im Bereich der handelspolitischen
Schutzmafinahmen eingefithrt und somit die Entscheidungsbefugnisse auf die Kommission iibertragen wurden.

(95) Diese Parteien bekriftigten zudem erneut, dass Artikel 266 AEUV keine riickwirkende Einfithrung von
Antidumpingzoéllen vorsehe, was auch durch das Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-459/98P IPS/Rat
und die Verordnung (EG) Nr. 1515/2001 des Rates iiber die moglichen Mafnahmen der Gemeinschaft aufgrund
eines vom WTO-Streitbeilegungsgremium angenommenen Berichts iiber Antidumping- oder Antisubventions-
mafinahmen (*%) bestdtigt werde. Sie fithrten an, dass die Kommission keine triftige Begriindung dafiir angegeben
habe, dass sie von dem Grundsatz des Riickwirkungsverbots abgewichen sei, und deshalb den Grundsatz des
Vertrauensschutzes verletzt habe.

(96) Eine interessierte Partei behauptete, dass eine Einfilhrung von Mafnahmen sowieso gegenstandslos sei, da die
Verjahrungsfrist nach Artikel 103 des Zollkodex der Gemeinschaften abgelaufen sei. Die Erhebung von
Antidumpingzollen wiirde deshalb gegen den Grundsatz der guten Verwaltungspraxis sowie gegen Artikel 21 der
Grundverordnung verstofSen und einen Befugnismissbrauch darstellen.

(97) Mehrere Parteien machten auch geltend, dass die Wiedereinfilhrung der endgiiltigen Antidumpingmaffnahmen
gegenitber den Einfuhren der chinesischen ausfithrenden Hersteller, die von der in Rede stehenden Durchfiih-
rungsmafinahme betroffen sind, i) eine Diskriminierung der von der Durchfithrungsmaflnahme betroffenen
Einfithrer gegeniiber den von der Umsetzung der Urteile Brosmann und Aokang betroffenen Einfithrern darstelle,
denen die Zolle, die sie auf die Einfuhren von Schuhen der fiinf von dem Urteil betroffenen ausfithrenden
Hersteller entrichtet hatten, erstattet wurden, sowie ii) eine Diskriminierung der von der Durchfithrungs-
maflnahme betroffenen Ausfithrer gegentiber den fiinf von der Umsetzung der Urteile Brosmann und Aokang
betroffenen ausfithrenden Herstellern darstelle, die nach dem Durchfithrungsbeschluss des Rates vom 18. Mirz
2014 zur Ablehnung des Vorschlags fur eine Durchfithrungsverordnung des Rates zur Wiedereinfithrung eines
endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiiltigen Vereinnahmung des vorliufigen Zolls auf die Einfuhren
bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China, die von Brosmann Footwear
(HK) Ltd, Seasonable Footwear (Zhongshan) Ltd, Lung Pao Footwear (Guangzhou) Ltd, Risen Footwear (HK) Co
Ltd und Zhejiang Aokang Shoes Co. Ltd hergestellt werden (*'), keine Zélle entrichten mussten.

(98) Diese diskriminierende Behandlung spiegele das Fehlen einer einheitlichen Auslegung und Anwendung des EU-
Rechts wider, wodurch das Grundrecht des effektiven Rechtsschutzes verletzt werde.

(99) Beziiglich der angeblichen Anwendung unterschiedlicher rechtlicher Regelungen ist die Kommission der
Auffassung, dass sich dies aus den unterschiedlichen Ubergangsregelungen ergibt, die in den drei Verordnungen
zur Anderung der Grundverordnung festgeschrieben sind.

(100) Erstens sieht die Verordnung 765/2012 (die die IB betreffende sogenannte ,Verbindungsstiicke-Anderung®) in
Artikel 2 Folgendes vor: ,Sie gilt fiir alle Untersuchungen, die nach Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung nach
MafSgabe der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 eingeleitet werden.“ Da die vorliegende Untersuchung vor diesem
Zeitpunkt eingeleitet wurde, gelten die Anderungen der Grundverordnung durch diese Verordnung im
vorliegenden Fall nicht.

(101) Zweitens sieht die Verordnung 1168/2012 (die die MWB betreffende sogenannte ,Brosmann-Anderung®) in
Artikel 2 Folgendes vor: ,Diese Verordnung gilt ab dem 15. Dezember 2012 fiir alle neuen und fiir alle noch nicht
abgeschlossenen Untersuchungen.“ Hitte die Kommission einen strikten Ansatz verfolgt, wire es somit nicht einmal
mehr notwendig gewesen, die MWB-Antrige der nicht in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen zu
bewerten, da sie am 15. Dezember 2012 ihr Recht auf eine MWB-Priifung verloren hatten. Allerdings wire eine
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solche Handhabung nach Ansicht der Kommission nur schwer mit ihrer Verpflichtung zu vereinbaren, den
Urteilen nachzukommen. Die Verordnung 1168/2012 scheint auch kein vollstindiges Verbot der Untersuchung
von MWB-Antrigen auflerhalb der Stichprobe vorzusehen, da sie solche Untersuchungen im Falle einer
individuellen Behandlung zuldsst. Daraus konnte abgeleitet werden, dass diese Abweichung im vorliegenden Fall
zuldssig ist. Andernfalls wiirde nach Auffassung der Kommission die Anwendung der Verordnung (EU)
Nr. 1168/2012 auf den vorliegenden Fall zu dem gleichen Ergebnis fithren, da alle MWB-Antrige automatisch
abgelehnt wiirden, ohne einer Bewertung unterzogen zu werden.

(102) Drittens sieht Artikel 3 der Verordnung (EU) Nr. 37/2014 hinsichtlich der Komitologie vor, dass der Rat bei
Rechtsakten weiterhin zustindig ist, wenn die Kommission einen Rechtsakt erlassen hat, eine Anhorung
eingeleitet wurde oder die Kommission einen Vorschlag angenommen hat. Im vorliegenden Fall wurde keine
solche Handlung in Bezug auf die Umsetzung des Urteils vor Inkrafttreten jener Verordnung vorgenommen.

(103) Beziiglich der riickwirkenden Einfiihrung der endgiiltigen Antidumpingzélle wird auf die in den
Erwidgungsgriinden 73 bis 81 dargelegten Uberlegungen verwiesen, in denen die betreffenden Argumente bereits
umfassend erortert wurden.

(104) Beziiglich der Diskriminierung stellt die Kommission fest, dass ausfithrende Hersteller und bestimmte Einfiihrer,
die von der vorliegenden Verordnung betroffen sind, in Bezug auf diese Verordnung Rechtsschutz vor den
Unionsgerichten geniefen. Andere Einfithrer verfiigen tiber einen solchen Schutz durch die nationalen Gerichte,
die nach dem allgemeinen Unionsrecht entscheiden.

(105) Der Vorwurf der Diskriminierung ist ebenfalls unbegriindet. Einfiihrer, die Waren von Brosmann und den anderen
vier ausfithrenden Herstellern eingefithrt haben, befinden sich in einer anderen Sach- und Rechtslage, weil ihre
ausfihrenden Hersteller beschlossen haben, die streitige Verordnung anzufechten, und weil ihnen die Zolle
erstattet wurden, so dass sie durch Artikel 221 Absatz 3 des Zollkodex der Gemeinschaften geschiitzt sind. In
anderen Fillen erfolgte weder eine solche Anfechtung noch eine solche Erstattung. Die Kommission beginnt, die
Durchfithrung fiir die chinesischen ausfithrenden Hersteller von Clark, Puma und Timberland vorzubereiten; alle
anderen nicht in die Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Hersteller aus der VR China und Vietnam und ihre
Einfihrer werden zu einem spdteren Zeitpunkt nach dem in der vorliegenden Verordnung dargelegten Verfahren
in der gleichen Weise behandelt.

(106) Diesclben interessierten Parteien machten auch geltend, dass Artikel 14 der Grundverordnung nicht als
Rechtsgrundlage dafiir dienen kann, die Anwendung des Artikels 236 des Zollkodex der Gemeinschaften zu
beeintrichtigen, und dass die Durchfithrung des Artikels 236 des Zollkodex der Gemeinschaften unabhingig von
jeder im Rahmen der Grundverordnung getroffenen Entscheidung oder den Verpflichtungen der Kommission
nach Artikel 266 AEUV ist.

(107) In diesem Zusammenhang wurde vorgebracht, dass die Anwendung des Artikels 236 des Zollkodex der
Gemeinschaften in die ausschliefliche Zustandigkeit der nationalen Zollbehérden falle und dass diese demzufolge
verpflichtet seien, jene Zolle zuriickzuerstatten, die nicht gesetzlich geschuldet wurden. Die betroffenen Parteien
machten weiterhin geltend, dass Artikel 236 des Zollkodex der Gemeinschaften nicht Artikel 14 der
Grundverordnung untergeordnet werden oder ihm gegeniiber als subsididr angesehen werden konne, weil es sich
bei beiden um Sekundarrechtsakte handele und demzufolge keiner an die Stelle des anderen treten konne. Zudem
betreffe Artikel 14 der Grundverordnung besondere Bestimmungen, die die Untersuchungen und Verfahren nach
der Grundverordnung betrifen, und sei nicht auf andere Rechtsinstrumente, wie etwa den Zollkodex der
Gemeinschaften, anwendbar.

(108) Die Kommission merkt an, dass der Zollkodex der Gemeinschaften nicht automatisch auf die Einfihrung der
Antidumpingzolle Anwendung findet, sondern erst aufgrund eines Verweises in der Verordnung, durch die die
Antidumpingzolle eingefithrt werden. Nach Artikel 14 der Grundverordnung kann die Kommission entscheiden,
gewisse Bestimmungen des Kodex nicht anzuwenden und stattdessen spezielle Vorschriften zu erlassen. Da der
Zollkodex der Gemeinschaften nur aufgrund eines Verweises in den Durchfithrungsverordnungen des Rates und
der Kommission Anwendung findet, hat er gegeniiber Artikel 14 der Grundverordnung nicht den gleichen
Stellenwert in der Normenhierarchie, sondern ist diesem untergeordnet und kann ausgesetzt oder anders
angewendet werden.

Angemessene Begru'ndung

(109) Die oben genannten interessierten Parteien argumentierten, dass die Kommission gegen Artikel 296 AEUV
verstoflen habe, indem sie keine angemessene Begriindung und keine Angabe der Rechtsgrundlage fur die
riickwirkende Wiedereinfithrung der Zolle und fiir die Verweigerung der Zollerstattung an die von der Durchfiih-
rungsmafinahme betroffenen Einfiihrer lieferte.
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(110) Das Fehlen einer angemessenen Begriindung betraf insbesondere i) die fehlende Rechtsgrundlage fur die
Wiederaufnahme der Untersuchung und die nicht erfolgte Veroffentlichung einer einschldgigen Bekanntmachung
zur Ankiindigung dieser Wiederaufnahme, ii) die nur teilweise erfolgte Umsetzung des Urteils des Gerichts, indem
lediglich die MWB/IB-Antrige jener ausfithrenden Hersteller untersucht wurden, bei denen die Erstattungsantrage
durch die Einfiihrer eingereicht worden waren, iii) die Abweichung vom Grundsatz des Riickwirkungsverbots fiir
Antidumpingzdlle, iv) die Anwendung der Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung am 6. September
2012 fur die Bewertung der IB-Antrdge der ausfihrenden Hersteller auf der einen Seite und der derzeitigen
Grundverordnung in der durch die Verordnung (EU) Nr. 1168/2012 geidnderten Fassung im Hinblick auf die
anwendbaren Beschlussfassungsverfahren auf der anderen Seite sowie v) das Ausbleiben einer Antwort auf die
rechtlichen Argumente, die diese Parteien nach der Unterrichtung durch die Kommission iiber die Bewertung der
MWB-Antrige der betroffenen ausfithrenden chinesischen Hersteller am 15. Dezember 2015 vorbrachten.

(111) Beziglich der fehlenden Rechtsgrundlage fiir die Wiederaufnahme der Untersuchung verweist die Kommission auf
die in Erwdgungsgrund 15 angefithrte Rechtsprechung, der zufolge sie die Untersuchung genau an dem Punkt
wieder aufnehmen kann, an dem die Rechtswidrigkeit eingetreten ist. Dies war nach der Einleitung des Verfahrens
der Fall. Die Kommission ist nicht verpflichtet, eine Bekanntmachung zu veroffentlichen, um das Verfahren oder
die Untersuchung wieder einzuleiten, wieder aufzunehmen oder wieder zu erdffnen. Es handelt sich dabei
vielmehr um die automatische Folge des Urteils, das die Organe umsetzen miissen.

(112) Nach der Rechtsprechung ist die Rechtmifigkeit einer Antidumpingverordnung vor dem Hintergrund der
objektiven Normen des Unionsrechts zu beurteilen und nicht vor dem Hintergrund einer Entscheidungspraxis,
selbst wenn es eine solche Praxis gibt (was hier nicht der Fall ist) (*. Daher kann die Tatsache, dass die
Kommission in der Vergangenheit in bestimmten Fillen einer anderen Praxis gefolgt sein mag, keine berechtigten
Erwartungen schaffen. Dies gilt umso mehr, als die betreffende frithere Praxis nicht der Sach- und Rechtslage des
vorliegenden Falls angemessen ist und sich die Unterschiede durch die tatsichlichen und rechtlichen Unterschiede
zum vorliegenden Fall erkliren lassen.

(113) Im Einzelnen handelt es sich um folgende Unterschiede: Die vom Gerichtshof festgestellte Rechtswidrigkeit betrifft
nicht die Feststellungen zu Dumping, Schidigung und Unionsinteresse und somit nicht die Einfithrung des Zolls
an sich, sondern lediglich den genauen Zollsatz. Die fritheren Nichtigerkldrungen, auf die sich die interessierten
Parteien stiitzten, betrafen dagegen die Feststellungen zu Dumping, Schidigung und Unionsinteresse. Die
Verabschiedung neuer Mafnahmen fuir die Zukunft erschien den Organen daher angemessener.

(114) Insbesondere bestand im vorliegenden Fall keinerlei Notwendigkeit, zusitzliche Informationen von den
interessierten Parteien einzuholen. Die Kommission musste vielmehr Informationen bewerten, die bei ihr
eingereicht worden waren, die aber nicht vor dem Erlass der Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 beurteilt worden
waren. Jedenfalls begriindet die frithere Praxis in anderen Fillen keine klaren, nicht an Bedingungen gekniipften
Zusicherungen fiir den vorliegenden Fall.

(115) Schlieflich wurden alle Parteien, gegen die sich das Verfahren richtet, d. h. die betroffenen ausfithrenden
Hersteller ebenso wie die Parteien der anhingigen Gerichtsverfahren und der eine dieser Parteien vertretende
Verband, durch die Unterrichtung iiber die mafigeblichen Fakten informiert, auf deren Grundlage die Kommission
beabsichtigt, die vorliegende MWB-Bewertung anzuwenden. Folglich bleiben ihre Verteidigungsrechte gewahrt.
Diesbeziiglich ist insbesondere zu beachten, dass unabhingige Einfuhrer in einem Antidumpingverfahren keine
Verteidigungsrechte in Anspruch nehmen konnen, da diese Verfahren nicht gegen sie gerichtet sind (**).

(116) Beziiglich der teilweisen Umsetzung der Urteile des Gerichts hdngt es vom konkreten Inhalt des Urteils ab, ob
und in welchem Umfang die Organe ein Urteil durchfiihren miissen. Insbesondere ist die Antwort auf die Frage,
ob es moglich ist, die Einfithrung von Zéllen auf Einfuhren, die vor dem Urteil erfolgten, zu bestdtigen, davon
abhingig, ob die Feststellung von schidigendem Dumping als solche oder nur die Berechnung des genauen
Zollsatzes von der im Urteil festgestellten Rechtswidrigkeit betroffen ist. Im letztgenannten Fall, der hier vorliegt,
gibt es keine Rechtfertigung fiir die Riickerstattung aller Zolle. Es reicht vielmehr aus, den korrekten Zollsatz zu
bestimmen und die etwaige Differenz zu erstatten (wobei es nicht méglich wire, den Zollsatz zu erhchen, da der
der Erh6hung entsprechende Anteil eine riickwirkende Einfithrung darstellen wiirde).

(117) Frithere Nichtigerklarungen, auf die die interessierten Parteien verweisen, betrafen die Feststellung von Dumping,
Schidigung und Unionsinteresse (entweder in Bezug auf die Feststellung von Tatsachen, in Bezug auf die
Bewertung der Tatsachen oder in Bezug auf Verteidigungsrechte).

(118) Dabei handelte es sich um teilweise oder vollstindige Nichtigerklarungen.
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(119) Die Unionsgerichte wenden das Verfahren der teilweisen Nichtigerkldrung dann an, wenn sie auf der Grundlage
der aus den Gerichtsakten hervorgehenden Tatsachen selbst den Schluss ziehen konnen, dass die Organe eine
bestimmte Berichtigung hitten zugestehen miissen oder eine andere Methode fiir eine bestimmte Berechnung
hitten anwenden miissen, die zur Einfithrung eines niedrigeren Zolls gefiihrt hitte (aber nicht die Feststellungen
zu Dumping, Schidigung und Unionsinteresse infrage gestellt haben). Der (niedrigere) Zollsatz bleibt sowohl fiir
die Zeit vor der Nichtigerklirung als auch fiir die Zeit nach der Nichtigerklirung in Kraft (**). Um dem Urteil
nachzukommen, berechnen die Organe den Zoll neu und dndern die Verordnung zur Einfihrung des Zolls
entsprechend riickwirkend und fur die Zukunft. Auferdem weisen sie die nationalen Zollbehorden an, die
Differenz zu erstatten, wenn die entsprechenden Antrége fristgerecht eingereicht wurden (**).

(120) Die Unionsgerichte nehmen die vollstindige Nichtigerklarung vor, wenn sie nicht in der Lage sind, auf der
Grundlage der aus den Gerichtsakten hervorgehenden Tatsachen selbst festzustellen, ob die Organe mit der
Annahme Recht hatten, dass Dumping, Schidigung und Unionsinteresse vorlagen, weil die Organe einen Teil
ihrer Untersuchung erneut durchfihren mussten. Da die Unionsgerichte nicht befugt sind, die Untersuchung
anstelle der Kommission durchzufithren, haben sie die Verordnungen zur Einfithrung endgiiltiger Z6lle vollstindig
fur nichtig erkldrt. Infolgedessen haben die Organe das Vorliegen der drei fur die Einfithrung von Mafnahmen
notwendigen Bedingungen erst nach dem Urteil, das die Zolle fiir nichtig erklart hatte, hinreichend festgestellt.
Die Einfithrung von endgiiltigen Zollen auf Einfuhren, die vor der hinreichenden Feststellung von Dumping,
Schidigung und Unionsinteresse erfolgten, wird sowohl durch die Grundverordnung als auch durch das ADA
verboten. Daher haben die von den Organen zum Abschluss dieser Untersuchungen verabschiedeten Rechtsakte
nur fir die Zukunft endgiiltige Zolle eingefiihrt (*°).

(121) Der vorliegende Fall unterscheidet sich von fritheren (teilweisen oder vollstindigen) Nichtigerklirungen darin, dass
er nicht das tatsichliche Vorliegen von Dumping, Schiddigung und Unionsinteresse betrifft, sondern nur die Wahl
des angemessenen Zollsatzes (also die Wahl zwischen dem fiir das einzige Unternehmen in der Stichprobe, dem
eine MWB gewihrt wurde, geltenden Zollsatz und dem residualen Zollsatz). Strittig ist somit nicht der Grundsatz
der Einfihrung eines Zolls an sich, sondern nur die genaue Hohe des Zolls (also eine Modalitit). Eine etwaige
Berichtigung kann nur nach unten erfolgen.

(122) Im Gegensatz zu den in Erwigungsgrund 58 erdrterten Fillen einer teilweisen Nichtigerklirung war der
Gerichtshof nicht in der Lage, dariiber zu entscheiden, ob ein neuer (erméfigter) Zollsatz gewéhrt werden musste,
da diese Entscheidung zunichst die Bewertung des MWB-Antrags erforderte. Die Aufgabe der MWB-Bewertung
fallt unter die Befugnisse der Kommission. Daher kann der Gerichtshof diesen Teil der Untersuchung nicht
anstelle der Kommission durchfiihren, ohne seine Kompetenzen zu iiberschreiten.

(123) Im Gegensatz zu fritheren Fillen der vollstindigen Nichtigerklirung wurden die Feststellungen zu Dumping,
Schidigung, ursichlichem Zusammenhang und Unionsinteresse nicht fiir nichtig erklart. Daher wurden Dumping,
Schidigung, ursdchlicher Zusammenhang und Unionsinteresse zum Zeitpunkt des Erlasses der Verordnung (EG)
Nr. 1472/2006 des Rates hinreichend festgestellt. Folglich gibt es keinen Grund, die Wiedereinfithrung von
endgiiltigen Antidumpingzollen auf die Zukunft zu beschrinken.

(124) Die vorliegende Verordnung weicht somit in keiner Weise von der Entscheidungspraxis der Organe ab, selbst
wenn es angezeigt ware.

(125) Interessierte Parteien brachten auflerdem vor, dass die Nichtigerklirung von Antidumpingzéllen entgegen der
Behauptung der Kommission keinerlei ungerechtfertigte Bereicherung der Einfithrer nach sich ziehe, weil diese
Einfithrer aufgrund des in die Verkaufspreise eingerechneten Zolls einen Absatzriickgang erlitten haben konnten.

(126) In der Rechtsprechung des Gerichtshofs wird anerkannt, dass die Erstattung von ohne Rechtsgrund erhobenen
Abgaben abgelehnt werden kann, wenn diese zu einer ungerechtfertigten Bereicherung der Anspruchsberechtigten
fiihren wiirde (*’). Die Kommission stellt fest, dass die betreffenden interessierten Parteien nicht bestreiten, dass
der Zoll abgewilzt wurde, und keinen Beweis fiir einen Absatzriickgang vorlegen, und dass in jedem Fall die
Rechtsprechung iiber ungerechtfertigte Bereicherung nur die Abwalzung beriicksichtigt, nicht aber die moglichen
Nebenwirkungen der Abwilzung.

(127) Was die angebliche Abweichung vom Grundsatz des Riickwirkungsverbots angeht, wird auf die
Erwigungsgriinde 76 bis 81 verwiesen, in denen diese Problematik ausfiihrlich dargelegt wurde.

(128) Was die angebliche Anwendung zweier unterschiedlicher Regelungen im Rahmen der in Rede stehenden
Durchfithrungsmaffnahme angeht, wird auf die Erwigungsgriinde 99 bis 102 verwiesen, in denen diese
Problematik ausfiihrlich dargelegt wurde.
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(129) Schlieflich wird die Auffassung vertreten, dass die Stellungnahmen, die von diesen Parteien infolge der
Unterrichtung iiber die MWB-Bewertung der betroffenen chinesischen ausfithrenden Hersteller eingegangen sind,
im Rahmen der vorliegenden Verordnung vollstindig beriicksichtigt worden sind.

Sonstige Verfahrensfragen

(130) Die oben genannten interessierten Parteien brachten vor, dass den von der in Rede stehenden Durchfithrungs-
maflnahme betroffenen ausfithrenden Herstellern dieselben Verfahrensrechte hitten gewahrt werden miissen wie
den in die Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Herstellern in der Ausgangsuntersuchung. Sie machten
insbesondere geltend, dass die chinesischen ausfihrenden Hersteller keine Gelegenheit erhalten hitten, ihre
MWB/IB-Antragsformulare mithilfe von Schreiben zur Anforderung fehlender Informationen zu erginzen, und
dass lediglich Dokumente analysiert worden seien, statt Kontrollbesuche vor Ort durchzufiihren. Dariiber hinaus
habe die Kommission nicht fiir eine ordnungsgemifSe Unterrichtung der betroffenen ausfithrenden Hersteller iiber
die Bewertung der MWB/IB-Antrdge Sorge getragen, da die betreffenden Informationen zum Zeitpunkt der
Ausgangsuntersuchung lediglich den rechtlichen Vertretern jener Unternehmen iibermittelt worden seien.

(131) Ferner wurde vorgebracht, dass den von der in Rede stehenden Durchfihrungsmafnahme betroffenen
ausfithrenden Herstellern nicht die Verfahrensgarantien gewéhrt wiirden, die iiblicherweise in Antidumpingunter-
suchungen gelten, sondern dass strengere Standards angewandt wiirden. Die Kommission habe die Zeitspanne
zwischen der Einreichung der MWB/IB-Antrige in der Ausgangsuntersuchung und deren Bewertung nicht
beriicksichtigt. Aufferdem seien den ausfihrenden Herstellern in der Ausgangsuntersuchung anstelle der iblichen
21 Tage nur 15 Tage Zeit gegeben worden, um die MWB/IB-Antrige auszufiillen.

(132) Auflerdem machte einer der Einfithrer geltend, dass die Verfahrensrechte der ausfithrenden Hersteller verletzt
worden seien, da sie keine aussagekriftigen Stellungnahmen mehr abgeben oder zusitzliche Informationen zur
Verfiigung stellen konnten, um Antrige zu stiitzen, die vor 11 Jahren gestellt wurden, zumal die Unternechmen
moglicherweise nicht mehr existierten oder die Unterlagen mitunter nicht mehr verfiigbar seien.

(133) Dasselbe Unternehmen machte geltend, dass die jetzige Wiedereinfithrung der Mafnahmen — anders als in der
Ausgangsuntersuchung — sich nur auf die Einfithrer in der Union auswirken wiirde, ohne ihnen jedoch die
Moglichkeit zu geben, einen wesentlichen Beitrag zu leisten.

(134) Es wurde auch vorgebracht, dass die Kommission de facto verfiigbare Fakten im Sinne des Artikels 18 Absatz 1
der Grundverordnung herangezogen habe, ohne sich an die Verfahrensregeln nach Artikel 18 Absatz 4 der
Grundverordnung zu halten.

(135) Die Kommission stellt fest, dass die Grundverordnung an keiner Stelle von der Kommission verlangt, den
ausfihrenden Unternehmen, die eine MWB oder IB beantragen, die Mdglichkeit zu geben, fehlende Sachangaben
nachzureichen. Die Kommission weist darauf hin, dass nach der Rechtsprechung die Beweislast bei dem Hersteller
liegt, der nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der Grundverordnung eine MWB oder IB beantragt. Entsprechend
sieht Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe ¢ Unterabsatz 1 vor, dass der von diesem Hersteller eingereichte Antrag
ausreichendes Beweismaterial, wie in der Bestimmung definiert, dahingehend enthalten muss, dass der Hersteller
unter marktwirtschaftlichen Bedingungen titig ist. Die Organe brauchen somit, wie der Gerichtshof in den
Urteilen Brosmann und Aokang feststellte, nicht nachzuweisen, dass der Hersteller die festgelegten Voraussetzungen
fur die Zuerkennung dieses Status nicht erfiillt. Die Kommission muss vielmehr beurteilen, ob die vom
betroffenen Hersteller vorgelegten Nachweise als Beleg dafiir ausreichen, dass die Kriterien des Artikels 2
Absatz 7 Buchstabe ¢ Unterabsatz 1 der Grundverordnung erfiillt sind, so dass ihm eine MWB oder IB gewihrt
werden kann (sieche Erwidgungsgrund 31). Das Anhorungsrecht betrifft die Beurteilung dieser Fakten, schliefSt aber
nicht das Recht ein, unzulingliche Angaben zu korrigieren. Andernfalls konnte der ausfithrende Hersteller die
Bewertung unbegrenzt in die Linge ziehen, indem er die Informationen nach und nach bereitstellt.

(136) In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, dass die Kommission nicht dazu verpflichtet ist, den ausfithrenden
Hersteller zu bitten, zusdtzlich zum MWB/[IB-Antrag weitere Informationen zu liefern. Wie bereits im
vorhergehenden Erwigungsgrund erwihnt, kann die Kommission ihre Bewertung auf die Informationen stiitzen,
die vom ausfithrenden Hersteller zur Verfiigung gestellt werden. Jedenfalls haben die betroffenen ausfithrenden
Hersteller die Bewertung ihrer MWB/IB-Antrige durch die Kommission nicht angefochten und nicht angegeben,
auf welche Unterlagen oder Personen sie nicht mehr zuriickgreifen konnten. Die Behauptung ist daher so
abstrakt, dass die Organe diese Schwierigkeiten bei der Bewertung der MWB/IB-Antrige nicht beriicksichtigen
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konnen. Da das Argument auf Spekulationen beruht und nicht durch konkrete Angaben dariiber belegt wird,
welche Unterlagen und welche Personen nicht mehr zur Verfigung stehen und inwiefern diese Unterlagen und
Personen fiir die Bewertung der MWB/IB-Antrige relevant sind, muss dieses Vorbringen zuriickgewiesen werden.

(137) Was die De-facto-Anwendung des Artikels 18 Absatz 1 der Grundverordnung betrifft, so verlangt diese nicht
automatisch auch die Anwendung des Artikels 18 Absatz 4 der Grundverordnung. Dies ist nur dann erforderlich,
wenn die Kommission Informationen zuriickweisen muss, die von der interessierten Partei zur Verfiigung gestellt
wurden. Im vorliegenden Fall akzeptierte die Kommission die Informationen, die von den betroffenen
ausfithrenden Herstellern vorgelegt wurden, und stiitzte ihre Bewertung auf diese Informationen. Dabei handelte
es sich nicht um einen Riickgriff auf verfugbare Fakten. Vielmehr hat die Kommission keine Informationen
zuriickgewiesen.

Unionsinteresse

(138) Ein Einfithrer brachte vor, die Kommission habe es versiumt, zu iberpriifen, ob die Einfilhrung der
Antidumpingzolle im Unionsinteresse liegen wiirde, und behauptete, die Malnahmen wiirden dem
Unionsinteresse zuwiderlaufen, weil i) die Manahmen bereits bei ihrer ersten Einfithrung die beabsichtigte
Wirkung erzielt hitten, ii) die Manahmen dem Wirtschaftszweig der Union keinen zusitzlichen Vorteil bringen
wiirden, iii) die Manahmen sich nicht auf die ausfithrenden Hersteller auswirken wiirden und iv) die Mafinahmen
den Einfithrern in der Union erhebliche Kosten verursachen wiirden.

(139) Der vorliegende Fall betrifft nur die MWB/IB-Antrige, da die Unionsgerichte nur in Bezug auf diesen Aspekt
einen Rechtsfehler festgestellt haben. Was das Unionsinteresse betrifft, so behilt die Bewertung in der
urspriinglichen Verordnung ihre volle Giiltigkeit. Im Ubrigen ist die in der vorliegenden Durchfiihrungs-
verordnung vorgesehene Mafnahme gerechtfertigt, um die finanziellen Interessen der Union zu schiitzen.

Offensichtliche Fehler bei der Bewertung der MWB/IB-Antrige
i) Bewertung der MWB-Antrige

(140) FESI und Puma fochten die Bewertung der Kommission in Bezug auf die MWB-Antrige ihrer chinesischen
Lieferanten an und behaupteten, dass die Antrige vor allem deshalb abgelehnt worden seien, weil die
Informationen nicht vollstindig gewesen seien. Was das erste Kriterium betrifft, so behaupteten diese Parteien, die
Kommission habe nicht nur keine Bemithungen angestellt, um die fehlenden Informationen einzuholen, sondern
auch nicht prazisiert, welche Informationen nétig gewesen wiren, um nachzuweisen, dass die Unternehmensent-
scheidungen der betroffenen ausfithrenden Hersteller ohne nennenswerten Einfluss des Staates getroffen werden.
Was das dritte Kriterium betrifft, so behaupteten diese Parteien in Bezug auf das Urteil des Gerichtshofs in der
Rechtssache T-586/14 Xinyi OV/Kommission, dass Steueranreize oder Steuervergiinstigungen kein Anzeichen fiir
Verzerrungen oder nichtmarktwirtschaftliches Verhalten darstellten.

(141) Auf dieser Grundlage behaupteten die Parteien, die Kommission habe einen offensichtlichen Fehler bei der
Anwendung des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe ¢ der Grundverordnung begangen und habe auflerdem keine
angemessene Begriindung fiir die Ablehnung der MWB-Antrige der ausfithrenden Hersteller geliefert.

(142) Was die fehlenden Informationen beziiglich des ersten Kriteriums angeht, sei auf Erwdgungsgrund 135 verwiesen,
in dem dargelegt ist, dass die Grundverordnung die Kommission an keiner Stelle dazu verpflichtet, den
ausfuhrenden Unternehmen, die eine MWB beantragen, die Moglichkeit zu geben, fehlende Sachangaben
nachzureichen, und dass die Beweislast de facto beim ausfithrenden Hersteller liegt, der eine MWB beantragt.

(143) Was das dritte Kriterium betrifft, so ist klarzustellen, dass weder Steueranreize noch Steuervergiinstigungen (falls
vorhanden) einen Grund fiir die Ablehnung eines MWB-Antrags darstellten.

ii) Bewertung der IB-Antrige

(144) Dieselben oben genannten Parteien merkten in Bezug auf das zweite Kriterium an, dass die Kommission nicht
nachgewiesen habe, dass die Ausfuhrverkdufe nicht frei festgelegt wurden, und dass es Aufgabe der Kommission
sei, dartiber zu entscheiden, ob und in welchem Umfang die Ausfuhrpreise staatlich beeinflusst waren.
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(145) Zudem wurde angefiihrt, die Feststellung, dass die Ausfuhrverkdufe nicht frei festgelegt wurden, widerspreche den
Feststellungen der Ausgangsuntersuchung beziiglich getdtigter OEM-Verkdufe, denen zufolge Einfithrer wie Puma
ihre eigene FuE und Rohstoffbeschaffung betrieben, als sie bei chinesischen Lieferanten einkauften (*¥). Somit
hitten Puma und Timberland maf8geblichen Einfluss auf den Produktionsprozess und auf die Spezifikationen, so
dass es keine Moglichkeit einer staatlichen Einflussnahme gebe.

(146) Wie bereits in Erwdgungsgrund 42 erwihnt, liegt die Beweislast bei dem Hersteller, der eine IB beantragt. Wie
auch in Erwigungsgrund 47 erortert, haben die ausfithrenden Hersteller nicht nachgewiesen, dass ihre Unterneh-
mensentscheidungen ohne staatliche Einflussnahme getroffen werden. Es wird auferdem darauf hingewiesen, dass
sich das zweite Kriterium nicht ausschlieBlich auf die Ausfuhrpreise bezieht, sondern allgemein auf
Ausfuhrverkdufe, was neben den Ausfuhrpreisen auch die Ausfuhrmengen und sonstige Verkaufsbedingungen
einschlieft, die ohne staatliche Einflussnahme frei festgelegt werden sollten.

(147) Zur Stitzung ihrer Behauptung, die Ausfuhrpreise wiirden frei festgelegt, bezogen sich die betroffenen
interessierten Parteien auf Erwdgungsgrund 269 der Verordnung (EG) Nr. 553/2006 (im Folgenden ,vorldufige
Verordnung®). Dieser Erwigungsgrund bezog sich jedoch auf die Weiterverkaufspreise der Einfithrer in der Union
und kann daher nicht als geeignete Grundlage angesehen werden, um die Zuverldssigkeit der Ausfuhrpreise durch
die ausfuhrenden Hersteller zu belegen. Gleichermaflen wurde auf Erwidgungsgrund 132 der vorldufigen
Verordnung und Erwidgungsgrund 135 der Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 (**) (im Folgenden ,streitige
Verordnung®) Bezug genommen, die sich aber beide auf Berichtigungen des Normalwerts beim Vergleich mit dem
Ausfuhrpreis bezichen und keine Schlussfolgerungen dariiber zulassen, ob die Ausfuhrverkiufe der chinesischen
Unternehmen frei festgelegt waren.

(148) Des Weiteren brachten die betreffenden Parteien vor, die Kommission habe nicht erldutert, wie sie zu dem Schluss
kam, dass das Risiko einer Umgehung der Antidumpingmafinahme bestiinde, wenn den betroffenen ausfithrenden
Herstellern ein unternehmensspezifischer Zollsatz gewahrt wiirde, was doch letztlich der eigentliche Zweck der
IB-Kriterien sei.

(149) Was das Umgehungsrisiko betrifft, so handelt es sich dabei lediglich um eines der fiinf in Artikel 9 Absatz 5 der
Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung aufgefithrten Kriterien. Nach diesem Artikel sollte der
ausfihrende Hersteller nachweisen, dass alle finf Kriterien erfiillt sind. Daher ist die Nichterfiillung eines oder
mehrerer Kriterien ausreichend, um den IB-Antrag ohne Uberpriifung der anderen Kriterien abzulehnen.

Lieferant von Timberland

(150) FESI focht die in Erwdgungsgrund 19 getroffene Feststellung an, der zufolge einer der Lieferanten von Timberland,
namlich ,General Shoes Limited“, bei der Klageerhebung vor dem nationalen Gericht filschlicherweise als
chinesischer Zulieferer identifiziert worden sei, obwohl er seinen Sitz in Vietnam hat. FESI brachte vor, dass sich
die Kommission um eine weitergehende Klirung hitte bemithen miissen, und behauptete, dass man ohne
Weiteres hitte herausfinden konnen, dass es sich um ein chinesisches Unternehmen handele. Zwar sei das
Unternehmen in dem Stichprobenfragebogen und dem MWB-Antrag in der Ausgangsuntersuchung anders
genannt worden, nidmlich ,General Footwear Ltd“, doch sei der andere Name — ,General Shoes Ltd.“ — in der
Klageerhebung von Timberland vor dem nationalen Gericht hochstwahrscheinlich auf einen blofen
Ubersetzungsfehler zuriickzufithren. Daher hitte auch der MWB/[IB-Antrag des chinesischen Unternehmens
General Footwear Ltd gepriift werden miissen.

(151) General Footwear Ltd ist Teil einer Unternehmensgruppe mit verbundenen Unternehmen in China und Vietnam.
Ein Hersteller in Vietnam und ein weiterer in China reichten in der Ausgangsuntersuchung MWB/IB-Antrige ein.
In dem MWB/IB-Antrag des chinesischen Unternehmens wird dessen Name einheitlich als ,General Footwear Ltd*
mit Anschrift in China angegeben. Der Hersteller in Vietnam wird als ,General Shoes Ltd“ angegeben. Allerdings
geht aus dem maflgeblichen MWB|IB-Antragsformular nicht eindeutig hervor, ob es sich bei dem fraglichen
Unternehmen um ein chinesisches oder ein vietnamesisches Unternehmen handelt. Daher war die Annahme
durchaus gerechtfertigt, dass das in der Klage vor dem nationalen Gericht genannte Unternehmen tatsichlich ein
vietnamesisches Unternehmen ist.

(152) In jedem Fall hat die Kommission die Absicht, den MWB/IB-Antrag von ,General Footwear Ltd“ (China) noch zu
pritfen. Im Sinne einer ordnungsgemifen Verwaltung und im Bestreben, die Umsetzung der laufenden Durchfih-
rungsmafinahme nicht unnétig zu verzdgern, wird diese Prifung allerdings Gegenstand eines separaten
Rechtsakts sein.
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Vorbringen beziiglich der Erstattungsantrige

(153) Ein Einfithrer rdumte ein, dass keiner der von der in Rede stehenden Durchfihrungsmaffnahme betroffenen
ausfihrenden Hersteller zu seinen Lieferanten zihle, und ist daher der Ansicht, dass die Feststellungen fiir seine
Situation nicht relevant seien. Diese Partei machte geltend, dass die Schlussfolgerungen dieser Durchfithrungs-
verordnung deshalb keine Grundlage fiir die Ablehnung ihrer Erstattungsantrage bilden konnten, die sie bei den
nationalen Zollbehorden eingereicht habe. Der betreffende Einfiihrer beantragte ferner, dass die MWB/IB-Antrage
seiner Lieferanten auf der Grundlage der Dokumente gepriift werden sollten, die der Kommission von den
zustindigen belgischen Zollbehorden tibermittelt wurden.

(154) Hinsichtlich dieses Vorbringens verweist die Kommission auf die Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/223 der
Kommission zur Einfithrung eines Verfahrens zur Priiffung bestimmter von ausfithrenden Herstellern aus China
und Vietnam eingereichter Antrdge auf Marktwirtschaftsbehandlung und individuelle Behandlung und zur
Durchfithrung des Urteils des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 und C-34/14 (*), in der
das in diesem Fall einzuhaltende Verfahren festgelegt ist. Insbesondere wird die Kommission — im Einklang mit
den Artikeln 1 und 2 dieser Verordnung — die entsprechenden MWB|IB-Antrdge priifen, sobald sie die notigen
Unterlagen von den Zollbehorden erhalten hat.

D. SCHLUSSFOLGERUNGEN

(155) Nach Beriicksichtigung und Analyse der tibermittelten Stellungnahmen wurde der Schluss gezogen, dass der
residuale Antidumpingzoll, der wihrend der Geltungsdauer der streitigen Verordnung fiir die dreizehn
betroffenen ausfithrenden Hersteller in der VR China galt, wieder eingefiihrt werden sollte.

E. UNTERRICHTUNG

(156) Die betroffenen ausfithrenden Hersteller sowie alle Parteien, die sich gemeldet hatten, wurden uber die
wesentlichen Fakten und Erwidgungen unterrichtet, auf deren Grundlage die Wiedereinfithrung des endgiiltigen
Antidumpingzolls auf die Einfuhren der dreizehn betroffenen ausfithrenden Hersteller empfohlen werden sollte.
Nach dieser Unterrichtung wurde ihnen eine Frist zur Stellungnahme eingerdumt.

(157) Der nach Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/1036 eingesetzte Ausschuss hat keine Stellungnahme
abgegeben —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Es wird ein endgiltiger Antidumpingzoll eingefihrt auf die wihrend der Geltungsdauer der Verordnung (EG)
Nr. 1472/2006 des Rates und der Verordnung (EU) Nr. 1294/2009 des Rates erfolgten Einfuhren von Schuhen mit
Oberteil aus Leder oder rekonstituiertem Leder, ausgenommen Sportschuhe, nach Spezialtechniken hergestellte Schuhe,
Pantoffeln und andere Hausschuhe und Schuhe mit einem Schutz in der Vorderkappe, mit Ursprung in der Volksrepublik
China, die von den ausfithrenden Herstellern, die in Anhang II dieser Verordnung aufgelistet sind, hergestellt werden und
unter den folgenden KN-Codes eingereiht werden: 6403 20 00, ex 6403 30 00 ('), ex 6403 51 11, ex 6403 51 15,
ex 6403 51 19, ex 6403 51 91, ex 6403 51 95, ex 6403 51 99, ex 6403 59 11, ex 6403 59 31, ex 6403 59 35,
ex 6403 59 39, ex 6403 59 91, ex 6403 59 95, ex 6403 59 99, ex 6403 91 11, ex 6403 91 13, ex 6403 91 16,
ex 6403 91 18, ex 6403 91 91, ex 6403 91 93, ex 6403 91 96, ex 6403 91 98, ex 6403 99 11, ex 6403 99 31,
ex 6403 99 33, ex 6403 99 36, ex 6403 99 38, ex 6403 99 91, ex 6403 99 93, ex 6403 99 96, ex 6403 99 98 und
ex 6405 10 00 (**). Die TARIC-Codes werden im Anhang I dieser Verordnung aufgefiihrt.

(2)  Fur die Zwecke dieser Verordnung gelten die folgenden Begriffsbestimmungen:

— ,Sportschuhe” sind Schuhe im Sinne der Unterpositions-Anmerkung 1 von Kapitel 64 des Anhangs I der Verordnung
(EG) Nr. 1719/2005 der Kommission (*);

— ,nach Spezialtechniken hergestellte Schuhe* sind Schuhe mit einem CIF-Preis je Paar von nicht weniger als 7,50 EUR,
fur Sportzwecke, mit ein- oder mehrlagiger geformter Sohle, nicht gespritzt, aus synthetischen Stoffen, die
insbesondere so beschaffen sind, dass sie durch vertikale oder laterale Bewegungen verursachte Stofe dimpfen, und
mit besonderen technischen Merkmalen wie gas- oder fliissigkeitsgefiillten hermetischen Kissen, stoffabfedernden
oder stofddmpfenden mechanischen Komponenten oder Spezialwerkstoffen wie Polymere niedriger Dichte, die unter
folgenden KN-Codes eingereiht werden: ex 6403 91 11, ex 6403 91 13, ex 6403 91 16, ex 6403 91 18,
ex 6403 91 91, ex 6403 91 93, ex 6403 91 96, ex 6403 91 98, ex 6403 99 91, ex 6403 99 93, ex 6403 99 96,
ex 6403 99 98;
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— ,Schuhe mit einem Schutz in der Vorderkappe“ sind Schuhe mit einem Schutz in der Vorderkappe, die einer Prifkraft
von mindestens 100 Joule standhalten (*) und unter folgenden KN-Codes eingereiht werden: ex 6403 30 00 (¥),
ex 6403 51 11, ex 6403 51 15, ex 6403 51 19, ex 6403 51 91, ex 6403 51 95, ex 6403 51 99, ex 6403 59 11,
ex 6403 59 31, ex 6403 59 35, ex 6403 59 39, ex 6403 59 91, ex 6403 59 95, ex 6403 59 99, ex 6403 91 11,
ex 6403 91 13, ex 6403 91 16, ex 6403 91 18, ex 6403 91 91, ex 6403 91 93, ex 6403 91 96, ex 6403 91 98,
ex 6403 99 11, ex 6403 99 31, ex 6403 99 33, ex 6403 99 36, ex 6403 99 38, ex 6403 99 91, ex 6403 99 93,
ex 6403 99 96, ex 6403 99 98 und ex 6405 10 00;

— ,Pantoffeln und andere Hausschuhe* sind Schuhe, die unter dem KN-Code ex 6405 10 00 eingereiht werden.

(3)  Der Satz des geltenden endgiiltigen Antidumpingzolls auf den Nettopreis frei Grenze der Union, unverzollt, der
Waren, die in Absatz 1 beschrieben sind und von den in Anhang 2 dieser Verordnung aufgefithrten ausfithrenden
Herstellern hergestellt werden, betrigt 16,5 %.

Artikel 2

Die Sicherheitsleistungen fir den mit der Verordnung (EG) Nr. 553/2006 der Kommission vom 27. Mirz 2006
eingefithrten vorldufigen Antidumpingzoll werden mit der vorliegenden Verordnung endgiiltig eingefithrt. Die den
endgiiltigen Zollsatz tibersteigenden Sicherheitsleistungen werden freigegeben.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 18. August 2016

Fiir die Kommission
Der Président
Jean-Claude JUNCKER
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Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China auf die aus der Sonderverwaltungsregion Macau
versandten Einfuhren der gleichen Ware, ob als Ursprungserzeugnisse der Sonderverwaltungsregion Macau
angemeldet oder nicht (ABL L 117 vom 1.5.2008, S. 1).

() ABL C 251 vom 3.10.2008, S. 21.

(®) Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 1294/2009 des Rates vom 22. Dezember 2009 zur Einfithrung eines endgiiltigen
Antidumpingzolls auf die Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in Vietnam und in der
Volksrepublik China, ausgeweitet auf aus der Sonderverwaltungsregion Macau versandte Einfuhren bestimmter
Schuhe mit Oberteil aus Leder, ob als Ursprungserzeugnisse der Sonderverwaltungsregion Macau angemeldet oder
nicht, nach einer Auslaufiiberpriffung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates
(ABL L 352 vom 30.12.2009, S. 1).

() ABL C 295 vom 11.10.2013, S. 6.

(®) Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU des Rates vom 18. Mirz 2014 zur Ablehnung des Vorschlags fiir eine
Durchfiihrungsverordnung des Rates zur Wiedereinfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiiltigen
Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in
der Volksrepublik China, die von Brosmann Footwear (HK) Ltd, Seasonable Footwear (Zhongshan) Ltd, Lung Pao
Footwear (Guangzhou) Ltd, Risen Footwear (HK) Co Ltd und Zhejiang Aokang Shoes Co. Ltd hergestellt werden
(ABL L 82 vom 20.3.2014, S. 27).

() ABL L 302 vom 19.10.1992, S. 1.
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(") Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22. Dezember 1995 iiber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus
nicht zur Europdischen Gemeinschaft gehdrenden Landern (ABL L 56 vom 6.3.1996, S. 1).

(1) Verbundene Rechtssachen 97, 193, 99 und 215/86 Asteris AE und andere sowie Griechenland/Kommission, Slg. 1988,
2181, Rn. 27 und 28.

(") Rechtssache C-415/96 Spanien/Kommission, Slg. 1998, 1-6993 Rn. 31; Rechtssache C-458/98 P Industrie des Poudres
Sphériques/Rat, Slg. 2000, 1-8147, Rn. 80 bis 85; Rechtssache T-301/01 Alitalia/Kommission, Slg. 2008, 1I-1753,
Rn. 99 und 142; verbundene Rechtssachen T-267/08 und T-279/08 Région Nord-Pas de Calais/Kommission, Slg. 2011,
[I-0000, Rn. 83.

(") Rechtssache C-415/96 Spanien/Kommission, Slg. 1998, 1-6993 Rn. 31; Rechtssache C-458/98 P Industrie des Poudres
Sphériques/Rat, Slg. 2000, I-8147, Rn. 80 bis 85.

(" Verordnung (EU) Nr. 765/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2012 zur Anderung der
Verordnung (EG) Nr. 1255/2009 des Rates iiber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europdischen
Gemeinschaft geh6renden Landern (ABI. L 237 vom 3.9.2012, S. 1).

(**) Gemif Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 765/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2012
gelten die mit der Anderungsverordnung eingefithrten Anderungen nur fiir Untersuchungen, die nach Inkrafttreten
der Verordnung eingeleitet werden. Die vorliegende Untersuchung wurde jedoch am 7. Juli 2005 eingeleitet
(ABL C 166 vom 7.7.2005, S. 14).

(*) Rechtssache C-458/98 P Industrie des Poudres Sphériques/Rat, Slg. 2000, I-8147.

(") Rn. 42 des Urteils in der Rechtssache C-249/10 P und Rn. 36 des Urteils in der Rechtssache C-247/10 P.

(") Bekanntmachung der Durchfihrung des Urteils in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 C&J Clark International
Limited und C-34/14 Puma SE betreffend die Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 des Rates zur Einfithrung eines
endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiltigen Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren
bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China und Vietnam (ABI. C 101 vom
17.3.2016, S. 13).

(") Vergleiche auch die anderen Fille, in denen die riickwirkende Erhebung nach Artikel 8 (Verpflichtungsverletzung)
und nach Artikel 14 Absatz 5 (Umgehung) der Grundverordnung zuldssig ist, die ebenfalls Situationen betreffen, in
denen Waren in den zollrechtlich freien Verkehr tiberfithrt wurden, bevor die Zolle eingefithrt wurden.

(*) Rechtssache 270/84 Licata/ESC, Slg. 1986, 2305, Rn. 31; Rechtssache C-60/98 Butterfly Music/CEDEM, Slg. 1999,
1-3939, Rn. 24; Rechtssache 68/69 Bundesknappschaft/Brock, Slg. 1970, 171, Rn. 6; Rechtssache 1/73 Westzucker
GmbH/Einfuhr und Vorratsstelle fiir Zucker, Slg. 1973, 723, Rn. 5; Rechtssache 143/73 SOPAD/FORMA a.o.,
Slg. 1973, 1433, Rn. 8; Rechtssache 96/77 Bauche, Slg. 1978, 383, Rn. 48; Rechtssache 125/77 KoninklijkeScholten-
Honig NV/Floofdproduktschaap voor Akkerbouwprodukten, Slg. 1978, 1991, Rn. 37; Rechtssache 40/79 P/Kommission,
Slg. 1981, 361, Rn. 12; Rechtssache T-404/05 Griechenland/Kommission, Slg. 2008, 1I-272, Rn. 77; C-334/07 P
Kommission/Freistaat Sachsen, Slg. 2008, 1-9465, Rn. 53.

(*) Rechtssache T-176/01 Ferriére Nord/Kommission, Slg. 2004, 11-3931, Rn. 139; C-334/07 P Kommission/Freistaat
Sachsen, Slg. 2008, 1-9465, Rn. 53.

(*) Rechtssache C-169/95 Spanien/Kommission, Slg. 1997, 1-135, Rn. 51 bis 54; verbundene Rechtssachen T-116/01
und T-118/01 P&O European Ferries (Vizcaya) SA/Kommission, Slg. 2003, 1I-2957, Rn. 205.

(*) Rechtssache C-34/92 GruSa Fleisch/Hauptzollamt Hamburg-Jonas, Slg. 1993, 1-4147, Rn. 22. Derselbe bzw. ein
dhnlicher Wortlaut findet sich beispielsweise in folgenden Rechtssachen: verbundene Rechtssachen 212 bis 217/80
Meridionale Industria Salumi a.6., Slg. 1981, 2735, Rn. 9 und 10; Rechtssache 21/81 Bout, Slg. 1982, 381, Rn. 13;
Rechtssache T-42/96 Eyckeler & Malt/Kommission, Slg. 1998, 11-401, Rn. 53 und 55 bis 56; Rechtssache T-180/01
Euroagri/Kommission, Slg. 2004, II 369, Rn. 36.

(**) Rechtssache C-337/88 Societd agricola fattoria alimentare (SAFA), Slg. 1990, I-1, Rn. 13.

(*) Rechtssache 245/81 Edeka/Deutschland, Slg. 1982, 2746, Rn. 27.

(*) Rechtssache T-299/05 Shanghai Excell M&E Enterprise and Shanghai Adeptech Precision/Rat, Slg. 2009, 1I-565, Rn. 116
bis 146.

(*) Rechtssache C-141/08 P, Foshan Shunde Yongjian Housewares & Hardware Co. Ltd./Rat, Slg. 2009, 1-9147, Rn. 94 ff.

(*) Rechtssache T-320/13 Delsolar/Kommission Slg. 2014, 1I-0000, Rn. 40 bis 67.

(*) Verordnung (EU) Nr. 1168/2012 des Europaischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 1225/2009 des Rates iiber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europdischen Gemeinschaft
gehorenden Lindern (ABL L 344 vom 14.12.2012, S. 1).
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(%) ABL L 201 vom 26.7.2001, S. 10, Erwdgungsgrund 6.

(') ABL L 82 vom 20.3.2014, S. 27.

(**) Rechtssache C-138/09 Todaro, Slg. 2010, I-4561.

(**) Rechtssache T-167/94 Nolle/Rat und Kommission, Slg. 1995, 1I-2589, Rn. 62 und 63.

(**) Siehe beispielsweise die Rechtssache T-221/05 Huvis/Rat, Slg. 2008, 1I-124, und die Rechtssache T-249/06 Interpipe
Nikopolsky/Rat, Slg. 2009, 1I-303. Der Vollstindigkeit halber nachstehend einige niitzliche Erlduterungen: In der
Rechtssache T-107/08 ENRC/Rat hat das Gericht befunden, dass kein Dumping vorlag bzw. dass letztendlich die
ermittelte Dumpingspanne geringer als die in der streitigen Verordnung berechnete Spanne gewesen wire; daher hat
es die streitige Verordnung des Rates in Ginze fur nichtig erklart (Rechtssache T-107/08 ENRC/Rat, Slg. 2011,
1-8051, Rn. 67 bis 70). Als die Kommission die vom Gericht vorgeschriebene Methode anwandte, stellte sich
heraus, dass weder Dumping noch eine Schidigung vorlag. Daher nahm die Kommission davon Abstand, die
Untersuchung wieder formal aufzunehmen. Im Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-351/04 Ikea
(Rechtssache C-351/04 Ikea, Slg. 2007, 1-7723) hat der Gerichtshof die Verordnung des Rates teilweise fiir nichtig
erkldrt, ndmlich insofern der Zoll unter Riickgriff auf das als ,Nullbewertung” bezeichnete Verfahren berechnet
worden war. Die Organe hatten, einer Entscheidung des WTO-Berufungsgremiums folgend, den Zoll schon in einem
fritheren Stadium ohne Nullbewertung neu berechnet und festgestellt, dass kein Dumping vorlag; daher haben sie die
Untersuchung abgeschlossen, ohne Maffnahmen einzufithren (d. h. tatsichlich haben sie den neuen Zoll auf Null
festgesetzt) (Verordnung (EG) Nr. 160/2002 des Rates vom 28. Januar 2002 zur Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 2398/97 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Bettwische aus Baumwolle
mit Ursprung in Agypten, Indien und Pakistan und zur Einstellung des Verfahrens gegeniiber den Einfuhren mit
Ursprung in Pakistan (ABL L 26 vom 30.1.2002, S. 2). In der Rechtssache T-498/04 Zheijiang Xinan Chemical Group/
Rat (Rechtssache T-498/04 Zheijiang Xinan Chemical Group/Rat, Slg. 2009, 1-1969) legte der Rat Rechtsmittel ein.
Daher wurde die Nichtigerklirung erst an dem Tag wirksam, an dem der Gerichtshof sein Rechtsmittelurteil fallte
(Rechtssache C-337/09 P Rat/Zheijiang Xinan Chemical Group, Slg. 2012, 1-0000), d. h. am 19. Juli 2012. In diesem
vom Gerichtshof bestitigten Urteil befand das Gericht, dass die Kommission und der Rat verpflichtet waren, dem
Rechtsmittelfithrer, bei dem es sich um das einzige chinesische Unternehmen handelte, das die betroffene Ware
wahrend des Untersuchungszeitraums ausgefithrt hatte, die Marktwirtschaftsbehandlung zu gewdhren. Anders als im
vorherigen Fall hatten die Kommission und der Rat in diesem Fall die Priifung des Antrags auf Marktwirtschaftsbe-
handlung durchgefihrt und als unbegriindet zuriickgewiesen. Die Unionsgerichte vertraten — im Gegensatz zu der
von der Kommission und dem Rat zum Ausdruck gebrachten Auffassung — die Auffassung, dass der Antrag
tatsiachlich begriindet war und folglich der Normalwert auf der Grundlage der von Zheijiang Xinan Chemical Group
bereitgestellten Angaben hitte berechnet werden miissen. Die Kommission hitte normalerweise das Verfahren wieder
aufgenommen, um dem Rat vorzuschlagen, einen zukiinftigen Zoll einzufithren. Doch im vorliegenden Fall haben
die Kommission (Beschluss der Kommission 2009/383/EG vom 14. Mai 2009 zur Aussetzung des mit der
Verordnung (EG) Nr. 1683/2004 des Rates auf die Einfuhren von Glyphosat mit Ursprung in der Volksrepublik
China eingefiihrten endgiiltigen Antidumpingzolls (ABL L 120 vom 15.5.2009, S. 20) und der Rat (Durchfithrungs-
verordnung des Rates (EU) Nr. 126/2010 vom 11. Februar 2010 zur Verlingerung der Aussetzung des mit der
Verordnung (EG) Nr. 1683/2004 des Rates auf die Einfuhren von Glyphosat mit Ursprung in der Volksrepublik
China eingefithrten endgiiltigen Antidumpingzolls (ABl. L 40 vom 13.2.2010, S. 1) im Jahr 2009 bzw. 2010
beschlossen, den Antidumpingzoll fiir die Zeit bis zum Ende seiner Geltungsdauer am 30. September 2010 in der
Erwidgung auszusetzen, dass eine erneute Schidigung aufgrund der hohen Gewinnspannen des Wirtschaftszweigs der
Union unwahrscheinlich ist. Daher brauchte das Verfahren im Hinblick auf die Einfithrung eines zukiinftigen Zolls
nicht wieder aufgenommen werden. Es gab auch keine Moglichkeit, das Verfahren im Hinblick auf eine riickwirkende
Wiedereinfithrung wieder aufzunehmen: Anders als im vorliegenden Fall war keine Stichprobe gebildet worden.
Zheijiang Xinan Chemical Group war der einzige ausfithrende Hersteller, der im Untersuchungszeitraum Verkiufe auf
dem Markt der Union getdtigt hatte. Da die Kommission und der Rat verpflichtet gewesen wiren, Zheijiang Xinan
Chemical Group die Marktwirtschaftsbehandlung zu gewahren, haben die Unionsgerichte die Feststellung von
Dumping fiir nichtig erklart. Die Rechtssache T-348/05 JSC Kirovo-Chepetsky/Rat (Rechtssache T-348/05 JSC Kirovo-
Chepetsky/Rat, Slg. 2008, 1I-159) ist ein sehr ungewohnlicher Fall. Die Kommission hatte auf Antrag des
Wirtschaftszweigs der Union eine teilweise Interimsiiberprifung eingeleitet und bei dieser Gelegenheit die
Warendefinition durch Einschluss einer anderen Ware erweitert. Das Gericht befand, dass es nicht moglich war, auf
diese Weise zu verfahren, sondern dass es notwendig war, eine eigene Untersuchung zu der Ware einzuleiten, die
hinzugefiigt worden war. In Anbetracht des Grundsatzes der res judicata, eines allgemeinen Grundsatzes des
Unionsrechts, konnten die Organe die teilweise Interimsiiberpriifung nach der Nichtigerklirung nicht wieder
aufnehmen.

(%) Siehe beispielsweise die Verordnung (EG) Nr. 412/2009 des Rates vom 18. Mai 2009 zur Anderung der Verordnung
(EG) Nr. 428/2005 des Rates zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Polyester-
Spinnfasern mit Ursprung in der Volksrepublik China und Saudi-Arabien, zur Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 2852/2000 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Polyester-Spinnfasern mit
Ursprung in der Republik Korea und zur Einstellung des Antidumpingverfahrens betreffend solche Einfuhren mit
Ursprung in Taiwan (ABl. L 125 vom 25.1.2009, S. 1) (Befolgung von Huvis); Durchfiihrungsverordnung (EU)
Nr. 540/2012 des Rates vom 21. Juni 2012 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 954/2006 zur Einfithrung
endgiiltiger Antidumpingzolle auf die Einfuhren bestimmter nahtloser Rohre aus Eisen oder Stahl mit Ursprung in
Kroatien, Ruminien, Russland und der Ukraine (ABL L 165 vom 26.6.2012, S. 1) (Befolgung von Interpipe
Nikopolsky).
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(*) Siehe beispielsweise die Rechtssache C-338/10 Gruenwald Logistik Services, Slg. 2012, 1-0000, und die
Wiedereinfithrung von Zéllen durch die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 158/2013 des Rates zur
Wiedereinfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren bestimmter zubereiteter oder haltbar
gemachter Zitrusfriichte (Mandarinen usw.) mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABL L 49 vom 22.2.2013,
S. 29). Siehe auch die folgenden Beispicle: In der Rechtssache T-158/10 Dow/Rat befand das Gericht, dass ein
Anhalten des Dumpings unwahrscheinlich war (Rechtssache T-158/10 Dow/Rat, Slg. 2012, 1I-0000, Rn. 47 und 59).
In der Rechtssache T-107/04 Aluminium Silicon Mill Products/Rat befand das Gericht, dass kein ursichlicher
Zusammenhang zwischen Dumping und Schidigung bestand (Rechtssache T-107/04 Aluminium Silicon Mill Products/
Rat, Slg. 2007, 1672, Rn. 116). Gemifs dem allgemeinen unionsrechtlichen Grundsatz der res judicata sind die
Kommission und der Rat durch die Feststellungen der Unionsgerichte in Fillen gebunden, in denen diese auf der
Grundlage der ihnen vorliegenden Tatsachen eine endgiiltige Entscheidung iiber Dumping, Schidigung, ursichlichen
Zusammenhang und Unionsinteresse treffen kénnen. Die Kommission und der Rat konnen daher nicht von den
Feststellungen der Unionsgerichte abweichen. Unter diesen Umstinden wird die Untersuchung kraft des Urteils der
Unionsgerichte abgeschlossen, die zu der endgiiltigen Entscheidung gelangen, dass die Klage des Wirtschaftszweigs
der Union einer rechtlichen Grundlage entbehrt. Nach diesen beiden Urteilen gab es somit keine Moglichkeit fiir die
Kommission und den Rat, die Untersuchung wieder aufzunehmen, weshalb nach diesen Urteilen keine weiteren
Schritte unternommen wurden.

(*) Rechtssache 199/82 San Giorgio, Slg. 1983, 3595, Rn. 13.

(*) Verordnung (EG) Nr. 553/2006 der Kommission zur Einfithrung eines vorldufigen Antidumpingzolls auf die
Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China und Vietnam
(ABL. L 98 vom 6.4.2006, S. 3).

(*) Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 des Rates vom 5. Oktober 2006 zur Einfilhrung eines endgiiltigen
Antidumpingzolls und zur endgiiltigen Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Schuhe
mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China und Vietnam (ABL L 275 vom 6.10.2006, S. 1).

(%) ABL L 41 vom 18.2.2016, S. 3.

(*') Nach der Verordnung (EG) Nr. 1549/2006 der Kommission vom 17. Oktober 2006 zur Anderung des Anhangs I
der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates iiber die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den
Gemeinsamen Zolltarif (ABL L 301 vom 31.10.2006, S. 1) wird dieser KN-Code am 1. Januar 2007 durch die KN-
Codes ex 6403 51 05, ex 6403 59 05, ex 6403 91 05 und ex 6403 99 05 ersetzt.

(*) Wie in der Verordnung (EG) Nr. 1719/2005 der Kommission vom 27. Oktober 2005 zur Anderung des Anhangs I
der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates iiber die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den
Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 286 vom 28.10.2005, S. 1) definiert. Die Warendefinition ergibt sich aus der
Warenbeschreibung in Artikel 1 Absatz 1 in Kombination mit der Warenbezeichnung der entsprechenden KN-
Codes.

(¥) ABL L 286 vom 28.10.2005, S. 1.

(**) Die Widerstandsfihigkeit wird gemif§ den europdischen Normen EN 345 oder EN 346 gemessen.

(*) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1549/2006 der Kommission vom 17. Oktober 2006 zur Anderung des Anhangs I
der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates iiber die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den
Gemeinsamen Zolltarif (ABL L 301 vom 31.10.2006, S. 1) wird dieser KN-Code am 1. Januar 2007 durch die KN-
Codes ex 6403 51 05, ex 6403 59 05, ex 6403 91 05 und ex 6403 99 05 ersetzt.
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ANHANG I

TARIC-Codes fiir Schuhe mit Oberteil aus Leder oder rekonstituiertem Leder im Sinne von
Artikel 1

a) Ab dem 7. Oktober 2006:

6403 30 00 39, 6403 30 00 89, 6403 51 11 90, 6403 51 1590, 6403 51 19 90, 6403 51 91 90,
6403 51 9590, 6403 51 99 90, 6403 59 11 90, 6403 59 31 90, 6403 59 3590, 6403 59 39 90,
6403 59 91 90, 6403 59 9590, 6403 59 99 90, 6403 91 11 99, 6403 91 1399, 6403 91 16 99,
6403 91 18 99, 6403 91 91 99, 6403 91 93 99, 6403 91 96 99, 6403 91 98 99, 6403 99 11 90,
6403 99 31 90, 6403 99 33 90, 6403 99 36 90, 6403 99 38 90, 6403 99 91 99, 6403 99 93 29,
6403 99 93 99, 6403 99 96 29, 6403 99 96 99, 6403 99 98 29, 6403 99 98 99 und 6405 10 00 80

b) Ab dem 1. Januar 2007:

6403 51 0519, 6403 51 0599, 6403 51 11 90, 6403 51 1590, 6403 51 19 90, 6403 51 91 90,
6403 51 9590, 6403 51 99 90, 6403 59 0519, 6403 590599, 6403591190, 6403 59 31 90,
6403 59 3590, 6403 59 39 90, 6403 59 91 90, 6403 59 9590, 6403 59 99 90, 6403 91 05 19,
6403 91 0599, 6403 91 1199, 640391 1399, 6403911699, 6403911899, 640391 91 99,
6403 91 93 99, 6403 91 96 99, 6403 91 98 99, 6403 99 0519, 6403 990599, 6403 99 11 90,
6403 99 31 90, 6403 99 33 90, 6403 99 36 90, 6403 99 38 90, 6403 99 91 99, 6403 99 93 29,
6403 99 93 99, 6403 99 96 29, 6403 99 96 99, 6403 99 98 29, 6403 99 98 99 und 6405 10 00 80

¢) Ab dem 7. September 2007:

6403 51 05 15, 6403 51 0518, 6403 51 0595, 6403 51 0598, 6403511191, 6403 51 11 99,
6403 51 1591, 6403 511599, 6403 51 1991, 6403511999, 6403519191, 640351 91 99,
6403 51 9591, 6403 51 9599, 6403 51 99 91, 6403 51 9999, 6403 59 0515, 6403 59 05 18,
6403 59 05 95, 6403 59 0598, 6403 59 11 91, 6403 59 11 99, 6403 59 31 91, 6403 59 31 99,
6403 59 35 91, 6403 59 3599, 6403 59 39 91, 6403 59 39 99, 6403 59 91 91, 6403 59 91 99,
6403 59 9591, 6403 59 9599, 6403 59 99 91, 6403 59 99 99, 6403 91 0515, 6403 91 05 18,
6403 91 05 95, 6403 91 0598, 6403 91 11 95, 6403 91 11 98, 6403 91 13 95, 6403 91 13 98,
6403 91 16 95, 6403 91 16 98, 6403 91 18 95, 6403 91 18 98, 6403 91 91 95, 6403 91 91 98,
6403 91 93 95, 6403 91 93 98, 6403 91 96 95, 6403 91 96 98, 6403 91 98 95, 6403 91 98 98,
6403 99 05 15, 6403 99 0518, 6403 99 05 95, 6403 99 0598, 6403 99 11 91, 6403 99 11 99,
6403 99 31 91, 6403 99 31 99, 6403 99 3391, 6403 99 3399, 6403 99 36 91, 6403 99 36 99,
6403 99 38 91, 6403 99 38 99, 6403 99 91 95, 6403 99 91 98, 6403 99 93 25, 6403 99 93 28,
6403 99 93 95, 6403 99 93 98, 6403 99 96 25, 6403 99 96 28, 6403 99 96 95, 6403 99 96 98,
6403 99 98 25, 6403 99 98 28, 6403 99 98 95, 6403 99 98 98, 6405 10 00 81 und 6405 10 00 89
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ANHANG II

Liste der ausfithrenden Hersteller

Name des ausfithrenden Herstellers TARIC-Zusatzcode
Buckinghan Shoe Mfg Co., Ltd. A999
Buildyet Shoes Mfg. A999
DongGuan Elegant Top Shoes Co. Ltd A999
Dongguan Stella Footwear Co Ltd A999
Dongguan Taiway Sports Goods Limited A999
Foshan City Nanhai Qun Rui Footwear Co. A999
Jianle Footwear Industrial A999
Sihui Kingo Rubber Shoes Factory A999
Synfort Shoes Co. Ltd. A999
Taicang Kotoni Shoes Co. Ltd. A999
Wei Hao Shoe Co. Ltd. A999
Wei Hua Shoe Co. Ltd. A999
Win Profile Industries Ltd A999




	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/1395 DER KOMMISSION vom 18. August 2016 zur Wiedereinführung eines endgültigen Antidumpingzolls und zur endgültigen Vereinnahmung des vorläufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China, die von Buckinghan Shoe Mfg Co. Ltd., Buildyet Shoes Mfg., DongGuan Elegant Top Shoes Co. Ltd, Dongguan Stella Footwear Co Ltd, Dongguan Taiway Sports Goods Limited, Foshan City Nanhai Qun Rui Footwear Co., Jianle Footwear Industrial, Sihui Kingo Rubber Shoes Factory, Synfort Shoes Co. Ltd., Taicang Kotoni Shoes Co. Ltd., Wei Hao Shoe Co. Ltd., Wei Hua Shoe Co. Ltd. und Win Profile Industries Ltd hergestellt werden, sowie zur Durchführung des Urteils des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 und C-34/14 

